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11. Die körperſchaftſteuerliche Bedeutung einer Zufammen: 

faſſung 

Viele Körperſchaften des öffentlichen Rechts, insbeſon⸗ 
dere die Gebietskörperſchaften, betätigen ſich in ve rſchie⸗ 
denen Taätigkeitszweigen privatwirtſchaftlich. Es iſt die 
Frage aufgetaucht, ob die Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts mehrere Tätigkeitszweige zu einem ein- 
heitlichen Betrieb gewerblicher Art zuſammenfaſſen 
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können. Kann z. B. eine Stadtgemeinde alle ihre 
Verſorgungsbetriebe, die in der Form des Eigen⸗ 
betriebs geführt werden, zu einem Betrieb gewerblicher Art 
vereinheitlichen? Kann ſie ein Gaswerk oder ein 
Waſſerwerk und den Betrieb einer ſtädtiſchen Bade⸗ 
anſtalt zuſammenfaſſen? Kann eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts mehrere ſonſtige Betriebe, die wirt⸗ 
ſchaftlich nichts miteinander zu tun haben, 
3. B. einen Hotelbetrieb und ein Bergwerks 
unternehmen, zu einem Betrieb zuſammenſchließen? 

Die Frage iſt in mehrfacher Hinſicht ſteuerlich von 
großer Bedeutung. Es hängt von der Frage, ob ein Be⸗ 
trieb oder mehrere Betriebe gewerblicher Art vorliegen, 
oft z. B. die Aufbringungspflicht ab. Die ein- 
zelnen Betriebe werden oft ein Betriebsvermögen haben, 
das innerhalb der 500 000 RM⸗Grenze liegt. Eine im Fall 
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des Zuſammenſchluſſes der Betriebe erforderliche Zu ſam⸗ 
menrechnung aller Betriebsvermögen kann aber einen 
Betrag von über 500 000 RM ergeben. Die Haupt- 
bedeutung der Frage liegt jedoch auf dem Gebiet der 
Körperſchaftſteuer: 


a) Der in einem Tätigkeitszweig erzielte Gewinn kann 
mit dem Ver luſt eines andern Tätigkeitszweigs der⸗ 
ſelben Körperſchaft des öffentlichen Rechts nur aus⸗ 
geglichen werden, wenn beide Tätigkeitszweige zu⸗ 
ſammen einen einheitlichen Betrieb gewerblicher 
Art bilden. Iſt jeder Tätigkeitszweig ſelbſtändig 
und damit beſonderes Steuerſubjekt, ſo iſt ein 
ſolcher Ausgleich nicht möglich. 


b) Zahlungen eines Betriebs gewerblicher Art an einen 
anderen Betrieb gewerblicher Art ohne entfpre- 
chende Gegenleiſtung ſtellen grundſätzlich Ver ⸗ 
wendung des Einkommens dar (verdeckte 
Gewinnausſchüttung). Es kann ein Betrieb 
a mit Unkoſten eines anderen Betriebs belaſtet 
werden. 


Der Reichsfinanzhof hat ſich in dem Urteil 
vom 27. April 1937 (RStBl 1937 S. 979) mit einem Fall 
beichäftigt, in dem eine Stadt gemeinde eine 
Stadtkellerei betrieb. Sie hatte von dem Gewinn 
der Stadtkellerei 6500 RM anteilige Koſten für die Er- 
neuerung des Ratskellers abgezogen. Die Vor⸗ 
behörden hatten die Stadtfellerei und den 
Ratskeller als zwei Betriebe gewerblicher Art an⸗ 
geſehen und den Abzug der 6500 RM ve rſagt. Der 
Reichsfinanzhof hat dazu ausgeführt: 


„Der Abzug von jährlich 6 500 anteilige Koſten für 
Erneuerung des Ratskellers hat das Finanzgericht mit 
Recht abgelehnt, wenn der Ratskeller keinen un ſelb⸗ 
ſtändigen Teilbetrieb der Stadtkellerei, ſondern 
einen ſteuerlich ſelbſtändigen Betrieb darſtellt. Die 
Beträge, die ein ſteuerlich ſelbſtändiger gewerblicher Betrieb 
an einen andern, ebenfalls ſteuerlich ſelbſtändigen Betrieb 
derſelben Körperſchaft des öffentlichen Rechts ohne 
gleichwertige Gegenleiſtung abführt, ſind nicht 
abzugsfähige Betriebsaus gaben. Es handelt ſich 
vielmehr um Verwendung des Einkommens. Das 
gilt auch dann, wenn der Betrieb nach Anordnung der 
offentlichen Körperſchaft zur Ab führung der Beträge 
verpflichtet iſt. Eine ſolche Zuführung an einen 
anderen ſelbſtändigen Betrieb hat keine andere Wirkung, 
als wenn die Abführung an die öffentliche 
Körperſchaft ſelbſt erfolgt (vgl. Urteil vom 27. Juli 
1981, R Stel 1931 S. 652, und vom 19. April 1932, RStol 
1932 S. 526).“ 


o) Ein Tätigkeitszweig einer Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts, der auschließlich gemeinnützigen 
Zwecken dient, iſt als ſelbſtändiger Betrieb ge⸗ 
werblicher Art § 4 Abſatz 1 Ziffer 6 KSto gemäß kör⸗ 
perſchaftſteuer frei. Wird er aber mit einem andern 
Tätigkeitszweig zu einem einheitlichen Betrieb gewerb⸗ 
licher Art zuſammengefaßt, der nicht begün⸗ 
ftigten Zwecken dient, iſt der Geſamtbetrieb 
ſteuerpflichtig, alſo auch inſoweit, als er 
gemeinnützig iſt. Der Unterſchied wird aber prak⸗ 
tiſch oft nicht groß ſein, weil der Betrieb gewerblicher Art 
in der Regel auch einen wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb im Sinn von $ 4 Abſatz 1 Ziffer 6 
KStG darſtellen wird. 


d) Ein einzelner Tätigkeitszweig einer Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts kann für ſich allein als Betrieb 
gewerblicher Art ſteuer pflichtig ſein, durch Zu⸗ 
gehörigkeit zu einem andern Tätigkeitszweig 
der Körperſchaft aber ſteuer frei werden. Das iſt z. B. 
der Fall, wenn der Geſamtbetrieb überwiegend 
der Ausübung der öffentlichen Gewalt 
dient und deshalb ſteuerfreier Hoheitsbetri eb im 
Sinn von § 4 der Erſten KSt iſt. 
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Die Einnahmen eines Hoheitsbetriebs aus einer 
Tätigkeit, die nicht der Ausübung der öffentlichen Ge⸗ 
walt dient, ſind nicht in jedem Fall ſteuerpflichtig. 
Eine Steuerpflicht iſt aber einmal gegeben, wenn infolge 
dieſer Tätigkeit die Ausübung der öffentlichen 
Gewalt nicht mehr überwiegt. In dieſem Fall 
iſt der Geſamt betrieb in vollem Umfang ſteuer⸗ 
pflichtig. Eine Steuerpflicht iſt weiter dann gegeben, 
wenn die Tätigkeit, die nicht ſelbſt der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt dient, aber mit der hoheitlichen 
Tätigkeit im Zuſammenhang ſteht, trotz dieſes Zuſam⸗ 
menhangs einen ſelbſtän digen Betrieb gewerb⸗ 
licher Art bildet. Das wird nicht oft der Fall ſein. 
Einnahmen einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
aus einer wirtſchaftlichen Tätigkeit, die mit einem 
Hoheitsbetrieb in Zuſammenhang ſteht, werden deshalb 
in vielen Fällen fteuerfrei ſein. 


Es werden z. B. oft Nebeneinnahmen der ftädti- 
ſchen Feuerbeſtattung und ähnlicher Ein- 
richtungen ſteuerfrei ſein. Anſtalten zur Leichen⸗ 
verbrennung ſind Hoheitsbetriebe. Sie erzielen aber 
auch Einnahmen aus muſikaliſchen Darbie— 
tungen, Ausſchmückungen bei Verbren⸗ 
nungen, Verkauf von Urnen uſw. Dieſe 
Tätigkeit iſt oft nicht ſehr umfangreich. Sie kann in 
ſolchen Fällen als beſonderer Betrieb gewerblicher Art 
nicht angeſehen werden. Das gleiche gilt für Neben⸗ 
einnahmen z. B. der ſtädtiſchen Verwal⸗ 
tung „Straßenbeleuchtung“ aus Sonder⸗ 
beleuchtung und Reklamebeleuchtung. 


Umgekehrt liegen die Verhältniſſe oft bei Fried⸗ 
höfen. Ein Friedhof iſt ebenfalls Hoheitsbetrieb. Die 
gärtneriſche Pflege der Grabſtätte gehört 
aber nicht zum Hoheitsbetrieb. Die Aus⸗ 
ſchmückung der Gräber kann für ſich allein oder zuſam⸗ 
men mit einem etwa außerhalb des Friedhofs von der 
ſtädtiſchen Gartenverwaltung ausgeübten Blumen- und 
Pflanzenverkauf einen eigenen Betrieb gewerblicher 
Art bilden. Es werden aus dieſer Tätigkeit oft Ein⸗ 
nahmen von 50 000 RM und mehr jährlich erzielt. Die 
Annahme eines Betriebs gewerblicher Art iſt in ſolchen 
Fällen gerechtfertigt. 


e) Die Zuſammenfaſſung mehrerer Betriebe zu einem ein- 
heitlichen Betrieb kann ſchließlich auch für die Höhe 
des Steuerſatzes von Bedeutung fein. Die ein 
zelnen Betriebe werden oft unter 100000 RM 
Gewinn haben. Die 100 000 NM-Grenze kann aber 
durch eine Zuſammenfaſſung auch in dieſen 
Fällen überſchritten werden. 


12. Entſcheidende Merkmale für die Abgrenzung der ein- 
zelnen Betriebe 


Betätigt ſich eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
in mehreren Tätigkeitszweigen wirtſchaftlich, iſt je der 
Tätigkeitszweig unter den Vorausſetzungen des 
81 Abſatz 2 der Erſten KSt DD ein beſon derer 
Betrieb gewerblicher Art. Dieſe Vorausſetzungen beſtehen 
im weſentlichen in organiſatoriſchen Maßnah- 
men der Körperſchaft. Die Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts hat danach grundſätzlich die Möglichkeit, 
durch entſprechende organiſatoriſche Maßnahmen den ein⸗ 
zelnen Tätigkeitszweig mit der erforderlichen Selb⸗ 
ſtändigkeit auszuſtatten. Sie kann aber auch die Or⸗ 
ganiſation ſo geſtalten, daß der einzelne Tätigkeitszweig 
ſeine Selbſtändigkeit verliert. Sie kann den einzelnen 
Tätigkeitszweig in einem einheitli chen Geſamt⸗ 
betrieb aufgehen laſſen. 


Eine Einſchränkung des freien Geſtaltungsrechts 
der Körperſchaft des öffentlichen Rechts ergibt ſich aus 81 
Abſatz 2 der Erſten KSt den icht. Der Reichsfinanz⸗ 
hof hat in dem Urteil vom 16. Februar 1932 (RStBl 1932 
S. 305) das folgende ausgeführt: 


„Eine Körperſchaft hat es grundſätzlich in der Hand, Be— 
triebe und Verwaltungen zu bilden, ſo wie ſie es für 
zweckmäßig hält. Jusbeſondere kann ſie z. B. ver⸗ 
ſchiedene Unternehmungen, etwa einen landwirtſchaft⸗ 
lichen und einen forſtwirtſchaftlichen Guts⸗ 
betrieb zu einem Betrieb ... vereinigen. Die Steuer- 
behörde kann in einem derartigen Fall nicht zwei Betriebe mit 
der Begründung annehmen, daß die „Verſchiedenheit 
der Ziele auch eine Verſchiedenheit der Be⸗ 
tätigung zur Folge habe“. Das wird ganz beſonders 
für die Fälle gelten müſſen, wo die Zuſammen⸗ 
faſſung beſtimmter Tätigleitsgebiete zu einem einheit— 
lichen Betrieb die Regel bildet.“ 


Der Reichsfinanzhof hat dieſe Grundſätze im Urteil 
vom 28. Februar 1937 (R Stel 1937 S. 966) wiederholt. 


Es kann aber trotzdem eine Zuſammenfaſſung mehrerer 
Unternehmen zu einem einheitlichen Betrieb gewerblicher 
Art körperſchaftſteuerlich nicht ohne jede Einſchrän⸗ 
kung zugelaſſen werden. Das ergibt ſich aus dem Sinn 
und Zweck der geſetzlichen Regelung. Dieſe könnte zu einem 
großen Teil hinfällig gemacht werden, wenn es den Körper— 
ſchaften des öffentlichen Rechts in beliebigem Um⸗ 
fang freiſtehen würde, Betriebe, die wirtſchaftlich 
miteinander nicht in Verbindung ſtehen und 
von denen der eine mit Gewinn, der andere mit Ver⸗ 
luft arbeitet, zu einem Betrieb zu vereinheitlichen. Ken⸗ 
nerknecht weiſt in feinen Kommentar zum Körper- 
ſchaftſteuergeſetz in Anmerkung 33 zu § 1 mit Recht darauf 
hin, daß die Abſicht des Geſetzgebers, öffentliche 
Betriebe, die nicht ſteuerbegünſtigten Zwecken 
dienen, in gleichem Umfang zur Steuer heranzu⸗ 
ziehen wie gleichartige private Unternehmungen, ſtets be⸗ 
rückſichtigt werden muß. 

Es iſt deshalb zu beanſtanden, wenn eine Kör⸗ 
perſchaft des öffentlichen Rechts zwei von ihr betriebene 
Unternehmen, die wirtſchaftlich nicht zuſammengehören und 
bisher auch getrennt verwaltet worden ſind (z. B. eine Bank 
und ein Hotel), lediglich zu dem Zweck zu einem 
Betrieb vereinigt, den Gewinn eines Unternehmens 
durch den Ver huſt des andern bei der Steuerveranlagung 
auszugleichen. Der Reichs finanzhof hat im 
Urteil vom 17. Juni 1930 (RStl 1930 S. 466) ähnliche 
Ausführungen gemacht. 

Eine Zuſammenfaſſung kann nur dann anerkannt 
werden, wenn fie innerlich (wirtſchaftlich) ge- 
rechtfertigt iſt. Iſt ſie lediglich aus ſteuer⸗ 
lichen Gründen erfolgt, muß ihr die Anerken— 
nung verſagt werden. Es muß deshalb in jedem Fall 
geprüft werden, ob die Zuſammenfaſſung 


a) innerlich gerechtfertigt, 
b)organiſatoriſch einwandfrei durchgeführt iſt. 


13. Die innere (wirtſchaftliche) Rechtfertigung der Zu— 
ſammenfaſſung 


Die Frage, ob eine Zuſammenfaſſung wirtſchaft⸗ 
lich gerechtfertigt iſt, iſt nicht immer leicht zu ent⸗ 
ſcheiden. Sie hängt von den Verhältniſſen des 
einzelnen Falls ab. Es wird aber eine Zuſammen⸗ 
faſſung gleichartiger Betriebe eher anerkannt werden 
können als eine Zuſammenfaſſung mehrerer ungleid- 
artiger Unternehmen. Beſitzt z. B. eine Körperſchaft 
mehrere Bergwerke — ein Beiſpiel Kenner⸗ 
knechts — wird eine Zuſammenfaſſung dieſer Werke 
ſelbſt dann anerkannt werden müſſen, wenn die einzelnen 
Werke bisher als geſonderte Betriebe geführt wor⸗ 
den find und durch die Zuſammenfaſſung Gewinne eines 
Teils der Werke durch die Verluſte des andern Teils 
ausgeglichen werden. 

Es werden dagegen bei Betrieben, die verſchiede⸗ 
nen Wirtſchaftszweigen angehören, immer be- 
ſondere Gründe vorliegen müſſen, die eine Zuſam⸗ 
menfaſſung rechtfertigen. Solche Gründe können z. B. in 
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der Entſtehungsgeſchichte der Betriebe, in 
ihrer Größe, in den örtlichen Verhältniſſen 
uſw. liegen. 

Es gibt Tätigkeitszweige, die einander fo fremd find, 
daß eine Zuſammenfaſſung praktiſch niemals zugelaſſen 
werden kann. Es werden z. B. eine Stadtbank und ein 
ſtädtiſcher Markthallenbetrieb praktiſch nie⸗ 
mals zuſammengefaßt werden können. Das gleiche gilt für 
eine ſtädtiſche Sparkaſſe und eine ſtädtiſche 
Badeanſtalt oder für ein ſtädtiſches Hotel und 
ein ſtädtiſches Bergwerk. 

Die Frage der inneren Berechtigung einer Zuſammen— 
faſſung mehrerer Betriebe hängt eng mit der zweiten 
Frage zuſammen, ob die Zuſammenfaſſung auch orga⸗ 
niſatoriſch einwandfrei durchgeführt it. 
Hinweis auf die Ausführungen im Abſchnitt 14. Es wird 
in Fällen, in denen die Zuläſſigkeit einer Zuſammenfaſſung 
ſehr zweifelhaft iſt, meiſt auch an der erforderlichen orga— 
niſatoriſchen Vereinheitlichung fehlen. 

Es muß die Entſtehungsgeſchichte der ein⸗ 
zelnen Betriebe berückſichtigt werden. Die frühere 
Verwaltungsübung iſt auch ſteuerlich anzu⸗ 
erkennen, wenn ſie wirtſchaftlich vernünftig iſt. 
Es iſt dabei zu beachten, daß nicht jede Verwaltungsübung, 
die dem Finanzamt un zweckmäßig erſcheint, ohne 
weiteres als wirtſchaftlich unvernünftig an⸗ 
geſehen werden kann. Das Finanzamt wird nur ſolche Fälle 
beanſtanden können, in denen die bisherige verwaltungs⸗ 
mäßige Handhabung — abgeſehen von ſteuerlichen Grün⸗ 
den — einen vernünftigen wirtſchaftlichen 
Grund nicht erkennen läßt. Sind z. B. ſeit Jahren 
zwei Unternehmen, deren Zuſammenfaſſung den obigen 
Ausführungen gemäß nicht ausgeſchloſſen iſt, einheitlich 
geführt worden, jo muß die Zuſammenfaſſung auch kör⸗ 
ſchaftſteuerlich anerkannt werden, auch dann, wenn 
das Finanzamt die Zuſammenfaſſung wirtſchaftlich nicht für 
zweckmäßig hält. Vorausſetzung iſt nur, daß die Verein⸗ 
heitlichung organiſatoriſch auch wirklich durchgeführt iſt. 

Das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 
28. September 1929 (RStBl 1929 S. 599) wird — ſo ver⸗ 
ſtanden — auch heute noch anzuwenden ſein. Das Urteil 
betraf einen Fall, in dem die Verwaltung eines Parks 
und eine in dem Park gelegene Gaſtwirtſchaft ſeit 
Jahren zu einem einheitlichen Betrieb zuſammen⸗ 
gefaßt waren. Der Gewinn der Gaſtwirtſchaft wurde durch 
den Verluſt des Parkbetriebs reſtlos aufgezehrt. Der 
Reichsfinanzhof hat trotzdem die „ſeit Jahren 
eingebürgerte Verwaltungsübung“ an⸗ 
erkannt. Er hat ausgeführt: 


„Da in der Verwaltungsorganiſation für das ehemalige 
Stvongut der Park mit feinen Einrichtungen von jeher als eine 
Einheit behandelt worden iſt, kann die Steuerbehörde .. . nicht 
eine Zerlegung der einheitlichen Verwaltung in mehrere Be— 
triebe ... fordern ... Die Steuerbehörde hat nicht etwa zu 
prüſen, ob für die einheitliche Verwaltung eines Geſchäfts⸗ 
kreiſes zwingende innere Gründe ſprechen. Sie muß zum 
mindeſten dann, wenn es ſich um ſeit langem beſtehende Ver⸗ 
waltungseinrichtungen handelt, die Einrichtungen gelten 
laſſen.“ 


Weitere Entſcheidungen des Reichsfinanz⸗ 
hofs liegen nur in kleiner Anzahl vor. Sie betreffen 
Fälle, in denen bei vernünftiger Auslegung Zweifel an der 
Zuläſſigkeit einer Zuſammenfaſſung nicht beſtehen konnten. 
Es war in den entſchiedenen Fällen auch nur die Frage 
ſtreitig, ob die Zuſammenfaſſung organiſatoriſch genügend 
durchgeführt war. Der Reichsfinanzhof mußte ſich aber bei 
der Entſcheidung dieſer Frage mit der Vorfrage befaſſen, ob 
die Zuſammenfaſſung überhaupt zuläſſig war. Er hat 3. B. 
im Urteil vom 16. Februar 1932 (RSt BBl 1932 S. 305) aus⸗ 
geſprochen, daß eine ſtädtiſche Sparkaſſe und eine 
Stadtgirokaſſe zu einem Betrieb zuſammengefaßt 
werden können. Das NFH-Urteil vom 23. Februar 1937 
(RStBl 1937 S. 966) bejaht die Zuläſſigkeit der Zuſam⸗ 
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menfaſſung der einzelnen Zweige eines ſtädtiſchen Ab⸗ 
fuhrbetriebs. Die reſtlichen Entſcheidungen betreffen 
öffentliche Verſorgungsbetriebe. Dieſe werden im Ab⸗ 
ſchnitt 15 beſonders behandelt werden. 


14. Die organiſatoriſchen Vorausſetzungen für die An— 
erkennung der Zuſammenfaſſung 


Wird die innere (wirtſchaftliche) Rechtfer⸗ 
tigung eines Zuſammenſchluſſes mehrerer Betriebe zu 
einem Betrieb gewerblicher Art bejaht, iſt weiter zu 
prüfen, ob die Zuſammenfaſſung auch orga niſato⸗ 
riſch in dem erforderlichen Maß durchgeführt 
iſt. Werkmale für die Annahme einer organiſatoriſchen 
Vereinheitlichung find im & 1 Abſatz 2 der Erſten KSt 
enthalten. 

Es muß zugegeben werden, daß die Faſſung des 
§ 1 Abſatz 2 der Erſten RSHDON n icht ſehr glücklich 
iſt. Es find aber aus 8 1 Abſatz 2 der Erſten K Std in 
vielen Fällen auch Schlüſſe gezogen worden, die nicht 
gezogen werden können. Es iſt nicht der Sinn 
dieſer Vorſchrift, daß etwa eine befondere Leitung 
oder eine getrennte Buchführung den einzelnen 
Betrieb unbedingt ſelb ſtändig machen. Es ſteht 
umgekehrt der Annahme eines einheitlichen Geſamt⸗ 
betriebs nicht entgegen, daß z. B. jeder Betrieb im 
Haushalt der öffentlichen Körperſchaft beſonders 
erſcheint und daß die Einnahmen und die Ausgaben für 
jedes Werf getrennt verbucht werden. 


Es iſt das Geſamtbild der tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe entſcheidend. Es können nicht alle Fälle ſchema⸗ 
tüſch behandelt werden. Man wird bei Betrieben, die wirt⸗ 
ſchaftlicheng miteinander verbunden ſind, an 
die Einheitlichkeit der Organiſation oft nicht ſoſtrenge 
Anforderungen ſtellen, wie bei Betrieben, die wirtſchaftlich 
nicht ſo eng verbunden find. Man wird bei klei⸗ 
nen Verhältniſſen nicht den gleichen Maßſtab anlegen 
können wie bei großen Betrieben. 


Eine organiſatoriſche Zuſammenfaſſung der Einzel⸗ 
betriebe wird — jedenfalls bei kleinen Verhältniſſen — im 
allgemeinen z. B. dann anzunehmen fein, wenn die ge⸗ 
ſamte kaufmänniſche Arbeit einſchließlich der 
Buchführung einheitlich durch Kräfte der Ge⸗ 
meindeverwaltung, 3. B. durch das Kaſſen⸗ und 
Verwaltungsperſonal, übernommen wird und die ge⸗ 
meinſchaftliche Leitu ng unter Verzicht auf einen 
werkeigenen Verwaltungsapparat durch den Bürger⸗ 
meiſter erfolgt. Die Tatſache dagegen, daß die Leitung 
mehrerer Betriebe durch einen gemeinſamen Direk⸗ 
tor erfolgt, rechtfertigt trotz des Wortlauts des § 1 Abſatz 2 
der Erſten KSt die Annahme eines einheitlichen Be- 
triebes für ſich allein in der Regel nicht. 


Es muß die einheitliche Organiſation ſo durchgebildet 
ſein, daß alle Gebiete, die ſich einheitlich ge⸗ 
ſtalten laſſen, tatſächlich auch einheitlich 
zuſammengefaßt find Man wird im allgemeinen 
verlangen müſſen, daß die Leitung, die Verwal⸗ 
tung, die Buchführung und die ſonſtige Or: 
ganiſation vereinheitlicht ſind. Die verſchie— 
dene Zielſetzu ug der einzelnen Betriebe läßt zunächſt 
darauf ſchließen, daß jedes Werk für ſich allein einen 
„geſchloſſenen Geſchäftskreis“ bildet. Man 
wird von dieſer „Vermutung“ in der Regel nur dann 
abgehen können, wenn die verſchiedenen Werke durch eine 
möglichſt ſtraffe gemeinſame Organijation 
zu einer Einheit zuſammengefügt find. Oberſter Grund 
lab muß immer ſein, wirtſchaftlich nicht ge⸗ 
rechtfertigte Zuſammenfaſſungen zu rein 
ſteuerlichen Zwecken zu verhindern. 


Als Maßnahmeneiner organiſatoriſchen 
Vereinheitlichung kommen neben den im § 1 Ab- 
ſatz 2 der Erſten KSt aufgeführten Merkmalen noch die 


folgenden in Betracht: 


a) Zentrale Aufſtellung der Wirtſchafts⸗ 
pläne und ihre gegenſeitige Abſtimmung, 

b) zentrale Bearbeitung der wichtigeren Per⸗ 
ſonalfragen, 


e) gemeinſame Aufſtellung und Verwaltung beſon⸗ 


derer Fonds, z. B. Baufonds, 


d) einheitliche Leitung und Überwachung beſonderer 
Betriebseinrichtungen durch einen zentral angeſtellten 
Sachverſtändigen, 


e) Vereinheitlichung der Abſatzorgani⸗ 
ſation. a 


15. Zuſammenfaſſung mehrerer Verſorgungsbetriebe einer 
Gemeinde. Zuſammenfaſſung eines gemeindlichen Ver⸗ 
ſorgungsbetriebs mit einem ſonſtigen Betrieb gewerb— 
licher Art der Gemeinde 


Die Verſorgungsbetriebe einer Ge: 
meinde find $ 22 Eigenbetriebs gemäß zu einem 
Eigenbetrieb zuſammenzufaſſen. Das gleiche gilt für 
die Verkehrsbetriebe. Dieſe Faſſung des § 22 Eigen⸗ 
betriebsd zeigt, daß die Eigenbetriebsverord⸗ 
nung zwiſchen Verſorgungsbetrieben im 
engeren Sinn (élektrizitätswerke, Gaswerke, Waſſer⸗ 
werke) und Verkehrsbetrieben unterſcheidet. § 2 
der Erſten KSt kennt dieſen Unterſchied nicht. Der 
körperſchaftſteuerli che Begriff des Verſorgungs⸗ 
betriebs umfaßt auch die Verkehrsbetriebe. 

Die Zuſammenfaſſung mehrerer Verſorgungsbetriebe 
(im engeren Sinn) oder mehrerer Verkehrsbetriebe iſt auch 
ſteuerlich anzuerkennnen, wenn genügend Merk⸗ 
male für eine einheitliche Organiſation vor⸗ 
handen find. it eine ſolche Einheit nicht gegeben, iſt je der 
einzelne Betrieb als ſelbſtändige Steuer- 
perſon zu behandeln. Hinweis auf Ziffer 96 der 
Körperſchaftſteuer⸗Richtlinien für 1939 und 
auf den Runderlaß des Reichsminiſtſters der 
Finanzen vom 20. Auguſt 1938 (RStBl 1938 S. 801). 

Dieſe Regelung bedeutet, daß die Fra ge der 
inneren (wirtſchaftlichen) Rechtfertigung 
bei der Zuſammenfaſſung der Verſorgungsbetriebe und der 
Verkehrsbetriebe einer Gemeinde ſtets ohne weitere 
Prüfung zu bejahen iſt. Ein ſtädtiſches Gaswerk 
und ein ſtädtiſches Waſſerwerk können 3. B. immer 
zuſammengefaßt werden. Es iſt nur zu prüfen, ob die Zu⸗ 
ſammenfaſſung organiſatoriſch auch wirklich durch 
eführt iſt. ’ 

Die Zuſammenfaſſung eines Verſorgungs betriebs 
mit einem Verkehrs betrieb einer Gemeinde und die Zu— 
ſammenfaſſung eines Verſorgungsbetriebs oder eines 
Berkehrs betriebs mit anderen Eigenbetrieben einer 
Gemeinde können dagegen nur dann ſteuerlich anerkannt 
werden, wenn 


a) ſämtliche Betriebe miteinander in einem wirklichen 
inneren Zuſammenhang ſtehen und außerdem 


b) die Zuſammenfaſſung o rganiſatoriſcheinwand— 
frei durchgeführt iſt. 


Es gelten in diefem Fall wieder die allgemeinen Grund- 
ſätze. Hinweis auf die Ausführungen in den Abſchnitten 13 
und 14. Die oft erörterte Frage, ob ein ſtädtiſcher 
Verſorgungsbetrieb mit einer ſtädtiſchen 
Badeanſtalt zu einem Betrieb gewerblicher Art zu— 
ſammengefaßt werden kann, iſt deshalb in der Regel zu 
verneinen. 

Es zeigt ſich in allen dieſen Fällen, daß die in der 
Cigenbetriebsverordnung vorgeſehene Regelung 
für die ſteuerliche Handhabung Anhalts punkte 
geben kann. Die ſteuerlichen Vorausſetzungen 
für die Anerkennung der Zuſammenfaſſung mehrerer Ve⸗ 
triebe müſſen aber ſtets be ſonders geprüft werden. Die 
ſteuerliche Regelung braucht mit der Regelung der Eigen 
betriebsverordnung mi chtübereinzuſtim'men. 
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16. Zuſammenfaſſung mehrerer Verpachtungen 


Die Verpachtung mehrerer Betriebe, die 
— im Fall der eigenen Betriebsführung durch die 
öffentliche Körperſchaft — als Betriebe gewerblicher Art an⸗ 
zuſehen wären, iſt regelmäßig einer Mehrheit von 
Betrieben gewerblicher Art gleichzuſtellen. Die 
Verpachtung mehrerer Betriebe iſt nur dann als ein Be⸗ 
trieb gewerblicher Art anzuſehen, wenn die öffentliche 
Körperſchaft mehrere Betriebe zuſammen an den- 
ſelben Pächter verpachtet. Hinweis aus das RFH-Urteil 
vom 10. Oktober 1939 (RStBl 1940 S. 359). 

Verpachtet die öffentliche Körperſchaft von 
mehreren gleichartigen Betrieben, z. B. mehreren 
Gaſtwirtſchaften, nur einen Teil und betreibt ſie 
diereſtlichen Betriebe ſelbſt, können die felhit- 
bewirtſchafteten und die verpachteten Betriebe 
nicht zu einem Betrieb zuſammengefaßt werden. 
Hinweis auf das NFH-Urterl vom 26. September 1939 
(RStBl 1940 S. 444). 


E. Eigenkapital und Fremdkapital bei Betrieben 
gewerblicher Art 


Die Frage, ob und in welchem Umfang ein Be- 
trieb gewerblicher Art ein Eigenkapital haben kann 
oder haben muß, bereitet der Praxis oft große Schwierig⸗ 
keiten. Das gleiche gilt für die eng mit dieſer Frage zu⸗ 
ſammenhängende weitere Frage, ob und unter welchen 
Vorausſetzungen Darlehnsverträge zwiſchen der 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts und einem Betrieb 
gewerblicher Art anerkannt werden können. Die Fragen ſind 
vor allem wegen der Abzugsfähigkeit der Zinſen 
von großer praktiſcher Bedeutung. Wenn z. B. ein Darlehen 
der öffentlichen Körperſchaft an den Betrieb ſteuerlich nicht 
als echtes Darlehen anerkannt werden kann, ſondern als 
verdecktes Stammkapital angeſehen werden muß, 
können die Zinſen nicht abgezogen werden. Die Zinſen 
ſtellen in dieſem Fall eine verdeckte Gewinnaus⸗ 
ſchüttung dar. 

Die Beantwortung der Fragen ergibt ſich zum großen 
Teil aus den in den Abſchnitten 1 und 2 herausgeſtellten 
Grundſätzen. 


17. Möglichkeit der Bildung eigenen Kapitals und des Ab⸗ 
ſchluſſes von Verträgen mit der öffentlichen Körperſchaft 


Es muß aus der körperſchaftſteuerlichen 
Verſelbſtändigung der Betriebe gewerblicher Art 
der Schluß gezogen werden, daß ſie für das Gebiet der 
Körperſchaftſteuer genau ſo angeſehen werden ſollen, als ob 
fie, losgelöſt von der fie unterhaltenden Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts, für ſich allein wie privatrechtliche 
ust asd kte beſtehen würden. Es folgt daraus 
einmal, wie ſchon im Abſchnitt 2 angedeutet, daß die Be⸗ 
triebe gewerblicher Art für die Körperſchaftſteuer eigenes 
Vermögen haben können. Das bei ihr befindliche Ver⸗ 
mögen iſt nicht etwa als der öffentlichen Körperſchaft gehörig 
anzuſeben, ſondern als ihr eigenes. Die bürgerlich⸗ 
rechtlichen Eigentumsverhältniſſe ſind für 
die körperſchaftſteuerliche Betrachtungsweiſe ohne Be⸗ 
deutung. Das Körperſchaftſteuergeſetz arbeitet mit dem 
beſonderen Verſelbſtändigungsgedanken, der dem bürger- 
lichen Recht fremd iſt. 

Es folgt aus dieſer Verſelbſtändigung weiter, daß die 
öffentlichen Körperſchaften und ihre Betriebe gewerblicher 
Art miteinander Verträge mit ſteuerlicher 
Wirkung abſchließen können. Es kann nicht, wie es auch 
in letzter Zeit noch geſchehen ift, jedem Pachtvertrag und 
jedem Darlehnsvertrag zwiſchen der Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts und dem Betrieb gewerblicher Art die 
Anerkennung mit der Begründung verſagt werden, beide 
ſeien dieſelbe Rechtsperſon. Dieſe könne mit ſich 
ſelbſt Verträge nicht abſchließen. Der Gedanke der Ver⸗ 
ſelbſtändigung iſt nicht nur für die perſönliche 


Steuerpflicht entſcheidend. Er muß auch für die ſachliche 
Steuerpflicht, für die Einkommensermittlung, gelten und 
ſtreng durchgeführt werden. 

Darlehnsvertäge zwiſchen öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften und ihren Betrieben gewerblicher Art ſindgrund⸗ 
ſätzlich möglich. 


18. Erforderlichkeit eines Eigenkapitals 


Die privatrechtlichen Körperſchaften müſſen 
in der Regel ein eigenes Grundkapital oder 
Stammkapital haben. Das gleiche muß nach dem 
Grundſatz der Gleichſtellung auch für die Be⸗ 
triebe gewerblicher Art gelten. Dieſe würden ſonſt 
in unzuläſſiger Weiſe begünſtigt werden. Sie 
können Zinſen für das Eigenkapital nicht ab⸗ 
ziehen. Der Reichsfinanzhof hat dazu in der Ent⸗ 
ſcheidung vom 26. Oktober 1937 (RStBBl 1938 S. 365) das 
folgende ausgeführt: 

„Die privatrechtlichen Körperſchaften müſſen in 
ihrer Hauptmaſſe ein Grund- oder Stammkapital haben. Die 
Gegenleiſtungen für die Zurverfügungſtellung dieſes 
Kapitals dürfen ohne Rückſicht auf ihre Bezeichnung (Dividen⸗ 
den, Gewinnanteile, Zinſen) den ſteuerpflichtigen Gewinn 
nicht mindern. Für die öffentlichen Betriebe iſt ein 
Grund⸗ oder Stammkapital nicht vorgeſchrieben. Sie 
haben in der Regel auch kein ausdrücklich als ſolches aus⸗ 
gewieſenes Betriebskapital. Würde man bei ihnen das 
völlige Fehlen eines Grund- oder Stammkapitals und 
damit die Abzugsfähigkeit der geſamten Gegenleiſtungen 
für die Zurverfügungſtellung ihres Betriebskapitals ſteuerlich 
anerkennen, läge hierin eine Bevorzugung gegenüber 
den privatrechtlichen Körperſchaften. die ſich mit dem 
Grund ſatz der ſteuerlichen Gleichſtellung nicht 
vertragen würde.“ 


19. Grundſätzliches über die Höhe des Eigenkapitals. Ver⸗ 
hältnis von Grund- oder Stammkapital und Eigen⸗ 
kapital 


Die Feſtſtellung, daß die Betriebe gewerblicher Art ein 
Eigenkapital haben müſſen, wirft die weitere Frage auf, in 
welcher Höhe ein Eigenkapital vorhanden ſein muß. Es 
iſt auch bei der Beantwortung die ſer Frage nach der Recht⸗ 
ſprechung von dem Grund ſatz der Gleichſtellung 
der Betriebe gewerblicher Art mit den privaten Körper⸗ 
ſchaften auszugehen. Der Grundſatz der Gleichſtellung ver⸗ 
langt, daß als Eigenkapital diejenigen Poſten 
angeſehen werden, die nach dem Zweck und den 
äußeren Umſtänden der Betriebsaus⸗ 
ſtattung dem Eigenkapital einer privaten 
Körperſchaftgleichzuſtellen find. Der Reichs⸗ 
finanzhof hat in dem Urteil vom 25. Mai / 26. Oktober 
1937 (RStBl 1938 S. 365) ausgeführt: 

„Es muß ... das Betriebskapital eines öffentlichen Betriebs, 
das, ſei es nach der Form ſeiner Zurverfügung⸗ 
ſtellung, ſei es nach den Zwecken, die es zu er⸗ 
füllen hat, wirtſchaftlich betrachtet dem Grund- oder 
Stammkapital einer privatrechtlichen Körper⸗ 
ſchaft gleichſteht oder ihm ähnlich iſt, ſteuerlich als 
Grund⸗ oder Stammkapital (Eigenkapital) behandelt werden.“ 


Der Reichsfinanzhof ſtellt in dem Urteil Grund⸗ 
oder Stammkapital und Eigenkapital gleich. 
Es muß dazu das folgende bemerkt werden: 


Die Begriffe „Grundkapital“ oder „Stammkapital“ und | 
„Eigenkapital“ decken ſichgrundſätzlich nicht. Tas 
Eigenkapital umfaßt ſowohl das Grund- oder 
Stammkapitalals auch den nicht aus geſchſük⸗ 
teten Gewinn und die offenen Rücklagen. Die⸗ 
ſer Unterſchied muß auch für die öffentlichen Betriebe 
beibehalten werden. Der Unterſchied iſt z. B. bei der Mi n= 
deftbeitenerung 8 17 Abſatz 1 Ziffer 1 KStG gemäß 
von Bedeutung. Die außer Anſatz bleibenden vier vom 
Hundert der Ausſchüttungen dürfen nur von dem Grund⸗ 
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oder Stammkapital berechnet werden. Die Eigen: 
betriebsverordnung unterſcheidet z. B. auch zwi⸗ 
ſchen Stammkapital und Eigenkapital. Der Reichs⸗ 
finanzhof hat das in dem Urteil offenbar nur des- 
halb nicht getan, weil er von einem Fall ausgegangen iſt, 
in dem ein nicht ausgeſchütteter Gewinn und ſtille Rück⸗ 
lagen nicht vorhanden waren. Grund- oder Stamm⸗ 
kapital und Eigenkapital decken ſich in einem ſolchen Fall. 

Es kann der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs gemäß 
nicht für alle Fälle einheitlich entſchieden werden, 
in welchem Umfang das Kapital eines Betriebs gewerblicher 
Art wirtſchaftlich dem Grund- oder Stamm⸗ 
kapital einer privaten Körperſchaft ent- 
ſpricht. Die Rechtſprechung hat aber für beſtimmte 
Gruppen von Fällen einheitliche Grundſätze 
herausgearbeitet. Dieſe Grundſätze ſollen in den folgenden 
Ziffern dargeſtellt werden. Es ſoll außerdem die Mög- 
lichkeit unterſucht werden, weitere Richtlinien für die 
Praxis aufzuſtellen. 


20. Gründung eines Betriebs gewerblicher Art mit eigenen 
Mitteln der öffentlichen Körperſchaft. Zurverfügung— 
ſtellung des Betriebskapitals ohne beſondere Verein— 
barungen über Eigenkapital oder Darlehen 
Es werden oft Betriebe gewerblicher Art errichtet, denen 

ein feſtes Eigenkapital nicht zugewieſen 

wird. Die Betriebe weiſen in ſolchen Fällen die im Betrieb 
arbeitenden Mittel als „Betriebskapital“ aus, das 
ſie der öffentlichen Körperſchaft verzinſen müſſen. Ein 

Pachtvertrag über die ihnen zur Verfügung geſtellten 

Sach werte und ein Darlehns vertrag hinſichtlich 

der überlaſſenen Bar werte werden aber nicht abge- 

ſchloſſen. 

Der Reichsfinanzhof hat in dieſen Fällen das 
geſamte Betriebskapital des Betriebs gewerb⸗ 
licher Art als „ſein“ Vermögen, als „ſein“ Grund⸗ oder 
Stammkapital angeſehen. Das gilt ſowohl für die über⸗ 
gebenen Sachwerte wie für die überlaſſenen Bar werte. 
Der Reichsfinanzhof iſt davon ausgegangen, daß die 
Gründer privater Kapitalgeſellſchaften zwar das Recht 
hätten, der Geſellſchaft die erforderlichen Mittel in beſtimm⸗ 
tem Umfang auch auf dem Weg des Pachtvertrags 
oder des Darlehnsvertrags zur Verfügung zu 
ſtellen. Solche Fälle ſtellten aber in der Privatwirtſchaft 
Ausnahmen dar. Es ſei demgemäß nach dem Grund: 
ſatz der Gleichſtellung die Annahme gerechtfertigt, daß eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts dem Betrieb die zu 
ſeiner Führung erforderlichen Mittel als zu eigenem 
Recht überlaſſen habe, falls ein ausdrücklicher Pacht- oder 
Darlehnsvertrag nicht abgeſchloſſen worden ſei. 

Eine Verzinſung des „Betriebskapitals“ kann 
unter dieſen Umſtänden ſteuerlich nicht zugelaſſen 
werden. Die gezahlten Zinſen können als abzugsfähige 
Betriebsausgaben nicht anerkannt werden. Sie 
ſind ebenſo Gewinn wie die auf das Grund- oder Stamm⸗ 
kapital eines privatwirtſchaftlichen Betriebs ge⸗ 
zahlten Dividenden. Das gilt auch dann, wenn die 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts die Zinſen dem Betrieb 
haushaltsmäßig zur Laſt ſchreibt. Hinweis 
auf die RF Urteile vom 17. Juni 1930 (RStBL 1930 
S. 466), vom 27. April 1937 (RStBl 1937 S. 979) und vom 
10. Oktober 1939 (RStezl 1940 S. 60). 

Die Grundſätze gelten auch für Gründungen, die vor 
dem Erlaß des Lörperſchaftſteuergeſetzes 
1925 erfolgt find. Hinweis auf das NFS-Urteil vom 
28. April/21. Juli 1936 (RStBl 1936 S. 923). 


21. Gründung eines Betriebs gewerblicher Art mit einem 

beſtimmten Eigenkapital. Sofortige oder ſpätere Zur⸗ 

verfügungſtellung weiterer Mittel aus eigenem Ver— 

mögen der öffentlichen Körperſchaft auf dem Weg des 

Pachtvertrags oder des Darlehensvertrags 

Die im Abſchnitt 20 aufgeführten Grundſätze gelten nur 
dann, wenn zwiſchen der öffentlichen Körperſchaft und dem 


Betrieb gewerblicher Art ein Pachtvertrag oder ein Dar⸗ 
lehensvertrag nicht abgeſchloſſen iſt. Es kann des⸗ 
halb nicht etwa jedem Pachtvertrag und jedem Dar⸗ 
lehensvertrag, der bei der Gründung eines Betriebs gewerb⸗ 
licher Art zwiſchen ihm und der Körperſchaft abgeſchloſſen 
wird, die ſteuerliche Anerkennung unter Hinweis 
auf die im Abſchnitt 20 dargeſtellte Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs verſagt werden. 

Es branchen aber umgekehrt auch nicht jeder Pacht⸗ 
vertrag und jeder Darlehensvertrag körperſchaft⸗ 
ſteuerlich anerkannt zu werden. Es beſteht meines 
Erachtens über die Frage, unter welchen Vorausſetzungen 
ein ſolcher Vertrag zwiſchen der öffentlichen Körperſchaft 
und dem Betrieb gewerblicher Art anerkannt werden kann, 
volle Klarheit in der Praxis nicht. 


a) Es iſt wiederholt die Anſicht vertreten worden, daß ein 
Darlehen, das aus eigenen Mitteln der öffent⸗ 
lichen Körperſchaft gegeben worden iſt, in der 
Regel als echtes Darlehen nur dann anerkannt 
werden könne, wenn es dem Betrieb zur Deckung 
eines vorübergehenden Geldbedarfs 
kurzfriſtig gegeben worden ſei. Hinweis auf 
Mirre-Dreutter, Kommentar zum Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetz Anmerkung 27 b zu § 1; Lenz „Eigen- 
oder Fremdkapital bei öffentlichen Be⸗ 
trieben“, NSBzz⸗Steuerwarte 1938 S. 775. Die Ver⸗ 
treter dieſer Anſicht berufen ſich auf die Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs. Es muß das folgende feſtgeſtellt 
werden: 

Der III. Senat des Reichsfinanzhofs hat zwar 
wiederholt entſchieden, daß Darlehen der öffentlichen 
Körperſchaft an rechtlich unſelbſtändige Betriebe nur an⸗ 
erkannt werden können, wenn ſie zur Befriedi⸗ 
gung eines vorübergehenden Geldbedarfs 
beſtimmt find. Hinweis auf die Urteile vom. 28. Mai 
1936 (RStBBl 1936 S. 782), vom 10. Juni 1936 (RStBl 
1936 S. 784) und vom 31. März 1938 (RStBl 1988 
S. 580). 

Der I. Senat hat das in dieſer Klarheit 
bisher nicht ausgeſprochen. Er hat lediglich 
in dem Urteil vom 27. April 1937 (RStBl 1937 S. 979) 
das folgende ausgeführt: 


„Daß es ſich bei den hier in Frage kommenden 500 000 AM 
um Eigenkapital der Stadtkellerei im Sinn 
der vorſtehenden Rechtſprechung des NAD und nicht etwa 
um ein zur Befriedigung eines vorüber⸗ 
gehenden Geldbedarfs dienendes Dar— 
lehen handelt, hat das Finanzgericht in freier Würdi— 
gung der tatſächlichen Verhältniſſe ohne Rechtsirrtum und 
Aktenverſtoß und damit für den Rich bindend ſeſtgeſtellt.“ 


Es kann meines Erachtens aus dieſen Ausführungen 
nicht geſchloſſen werden, daß der I. Senat jedem lang: 
friſtigen Darlehen, das eine öffentliche Körperſchaft 
einem Betrieb gewerblicher Art aus eigenen Mitteln ge— 
währt, die Anerkennung verſagen würde. Der Unter: 
ſchied, der inſoweft zwiſchen der Rechtſprechung des 
. Senats und der Rechtſprechung des III. Senats be= 
ſteht, geht auf die vorſchie dene Auffaſſung der 
beiden Senate über die Behandlung von Geſell⸗ 
ſchafterdarlehen als verdecktes Stamm— 
kapital zurück. Hinweis auf die folgenden Aus— 
führungen. 


Es muß nach der Rechtſprechung des I. Senats für 
die Beſteuerung zwar ein dem öffentlichen Betrieb über— 
laſſener Wertſtock als Eigenkapital behandelt 
werden. Es ſteht der Körperſchaft aber genau 
wie einem privaten Unternehmer frei, dem Unter⸗ 
nehmen Mittelaus eigenem Vermögen auch 
im Darlehnsweg zuzuführen. Es liegt in der 
Hand der öffentlichen Körperſchaft, die Höhe des Eigen— 
fapitals im Einzelfall zu beſtimmen. „Es hängt davon 
ab, wie hoch ſie den Kapitalpoſten ausſtattet, der unter 


b 


— 
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beſtimmten Geſichtspunkten wirtſchaftlich und ſteuerlich 
als Eigenkapital des von ihr errichteten Betriebs an⸗ 
geſehen werden kann.“ Hinweis auf das RFH-Urteil 
bon 25. Mai/26. Oktober 1937 (RStBl 1988 S. 365). 


Die Entſcheidung über die ſteuerliche Anerkennung 
eines neben dem Stammkapital aus e igenem 
Vermögen der Körperichaft gegebenen Darlehns hat 
deshalb der Rechtſprechung gemäß na chden Grund⸗ 
ſätzen zu erfolgen, die für die Aner kennung von 
Geſellſchafter darlehen bei privatrecht⸗ 
lichen Körperſchaften maßgebend ſind. Es iſt dabei 
ohne Bedeutung, ob das Darlehen ſofort be t 
Gründung oder Später, z. B. zu einer Betriebs⸗ 
erweiterung, gegeben wird. 


Geſellſchafterdarlehen können nach der Recht⸗ 
ſprechung des I. Senats nur unter ganz beſon⸗ 
ders ſtrengen Vorausſetzungen als ver⸗ 
decktes Stammkapital angeſehen werden. Die 
für die Kapitalverkehrſteuerpflicht erheb⸗ 
liche Tatſache, daß die Darlehen die Vorausſetzung 
für den Beginn oder die Fortſetzung des 
Unternehmens bilden, genügt für die Kör⸗ 
perſchaftſteuer zur Annahme eines verdeckten 
Stammkapitals nicht. Hinweis auf die RFH-Urteile 
vom 19. September 1933 (RStBl 1933 S. 1221) und 
vom 30. Auguſt 1938 (RStBl 1938 S. 902). Die Steuer⸗ 
bebörden haben nach der Rechtſprechung des I. Senats 
darzutun, daß der von dem Steuerpflichtigen eingeſchla⸗ 
gene Weg un gewöhnlich iſt. Es muß nicht d ie 
natürliche Rechtsform, ſondern eine andere 
gewählt ſein. Es muß dabei die A bſicht beſtanden 
haben, nachaußen den Eindruckzu erwecken, 
daß der der gewählten Rechtsform ent⸗ 
ſprechende, aber von dem Steuerpflichtigen im 
Innenverhältnis nicht gewollte Tatbeſtand 
vorliegt. Die Steuerbehörden haben nachzuweiſen, daß 
in der Lage des Steuerpflichtigen nach rechtlichen und 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten nicht die gewählte 
Rechtsform des Darlehns, ſondern die Rechtsform der 
Stammeinlage „zwingend“ war. 


Die Rechtſprechung des III. Senats weicht von 
der Rechtſprechung des 1. Senats erheblich ab. 
Der Standpunkt des III. Senats iſt weitgehender. 
Es ſei zur Erläuterung ſeiner Auffaſſung auf das Ur⸗ 
teil vom 12. Mai 1938 (RStBl 1938 S. 525) hin⸗ 
gewieſen. Der III. Senat hat in dieſem Urteil die An⸗ 
nahme eines verdeckten Stammkapitals insbeſondere 
damit begründet, daß „das vorhandene Stammkapital 
nach den durch die Entwicklung beſtätigten Angaben der 
Geſellſchaft nicht ausgereicht hat, um den Be- 
trieb der Gib zweckentſprechend fortzuführen. 
Der natürliche Weg wäre daher der geweſen, daß 
die Geſellſchafter ihre Einlagen entſprechend er- 
höht hätten“. 


Es muß betont werden, daß in letzter Zeit der 
Wunſch nach einer Auflockerung der Recht⸗ 
ſprechung des J. Senats erkennbar geworden iſt. 
Mirre-Dreutter führen in ihrem Kommentar 
zum Körperſchaftſteuergeſetz in Anmerkung 15b zu 81 
3. B. das folgende ans: 


„Weiter kann der Steuerbehörde wohl auch nicht eine 
Beweis laſt dafür auferlegt werden, daß die von ihr 
unterſtellte Form nach dem gegebenen Sachverhalt 
zwingend geweſen fen ese n denen er 
ſchaftlichen Grund werden die Beteiligten immer für 
ihre Maßnahmen anführen und damit den Nachweis der 
Steuerbehörde, daß eine einzige Rechtsform zwin⸗ 
gend ſei, vereiteln können. Die Beleiligten 
werden dagegen nachzuweiſen haben, daß und aus 
welchen Gründen die von ihnen gewählte Rechtsform in 
ihrem Fall das Gegebene war. Dieſe Beurteilung 
entſpricht auch dem aus $ 1 Stalnpcg abzuleitenden Grund— 
ſatz der Gerechtigkeit der Beſteuerung, indem die durch die 
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Beteiligten getroffene Geſtaltung auf die Rechtsform 
zurückgeführt wird, die als die ſachlich gebotene 
Rechtsform auch von anderen Steuerpflich⸗ 
tigen angewandt wird und daher für die Beſteuerung 
maßgebend iſt.“ 


d) Die Praxis wird dieſe Ausführungen ſehr begrü⸗ 


ben. Eine Auflockerung der Rechtſprechung des 
J. Senats und eine Annäherung an die Rechtſprechung 
des III. Senats wären in der Tat ſehr erwünſcht. 
Es dürfen dabei aber wichtige körperſchaft⸗ 
ſteuerliche Grund ſätze nicht überſehen 
werden. Es muß dem J. Senat darin zugeſtimmt wer⸗ 
den, daß der Steuerpflichtige in der Wahl der 
Finanzierungsmittel grund ſätz lich frei ſein muß. 
Er darf durch die Steuerbehörden nicht bevormun⸗ 
det werden. Es müſſen deshalb für die Annahme eines 
verdeckten Stammkapitals beſonderen Um ſt ande 
vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß die Rechts⸗ 
form des Darlehns „ungewöhnlich“ iſt. Der Darlehns⸗ 
geber wird in dieſem Fall ern ſtlich nicht ein 
Darlehn haben geben wollen, jondern eine Geſell⸗ 
ſchaftereinlage haben machen wollen. Er wird 
nur aus ſteuerlichen Gründen die Form des 
Darlehns gewählt haben. 


Wer eine Einlage machen will, will das hin⸗ 
gegebene Kapital enger mit dem Schickſal des 
Betriebs verkoppeln als ein Darlehnsgeber. Er 
rechnet z. B. auch mit einer Verz inſung nur bei 
entſprechendem Gewinn. Als Merkmale 
für das Vorliegen eines ver deckten Stamm⸗ 
kapitals kommen deshalb in Betracht: 


a) Das Fehlen einwandfreier Vereinbarun⸗ 
gen über Rückzahlung und Verzinſung, 


b) Die Abhängigkeit der Verzinſung bon 
einem entſprechenden Gewinn. Hinweis auf 
das RFH-Urteil vom 30. Auguſt 1938 (RStBl 1938 
S. 901), 


c) Ein freiwilliger Rücktritt des Geſell⸗ 
ſchafters mit ſeiner Forderung hinter Dar« 
lehnsgläubiger der Geſellſchaft. Hinweis auf 
die RFH⸗Entſcheidung vom 12. Mai 1938 (RStBl 
1938 S. 525), 

d) Ein tat ſächliches Unterbleiben der Zins⸗ 
zahlungen, 

c) Eine Unfündbarfeit auf lange Zeit, 

f) Ein ungewöhnlich kraſſe? Mißverhält⸗ 
nis zwiſchen dem ausgewieſenen Stamm- 
kapital und dem betriebswirtſchaftlich er⸗ 
forderlichen Kapital. Es muß zu dieſem 
Merkmal aber das folgende hervorgehoben werden: 


— 


Verhältnis des Grund⸗ 
oder Stammkapitals zum erforderlichen 
Betriebskapital iſt, insbeſondere bei Kapital⸗ 
geſellſchaften, handels re chtlich nicht vorge⸗ 
ſchrieben. Es iſt lediglich ein beſtimmter 
Mindeſtnennbetrag erforderlich. Hinweis z. B. 
auf 8 7 des Aktiengeſetzes vom 30. Januar 1937. Es kann 
den obigen Ausführungen gemäß auch körper⸗ 
ſchaftſteuerlich nicht verlangt werden, daß das 
Grund⸗ oder Stammkapital einen beſtimmten 
Vomhundertſatz des erforderlichen Betriebsfapt- 
tal3 erreicht. 

Die Freiheit des Steuerpflichtigen m 
der Wahl ſeiner Finanzierungsmittel f indet aber 
ihre Grenzen in 51 StAnp®. Ein Stamm⸗ 
kapital kann ſo niedrig bemeſſen ſein, daß die reſt⸗ 
liche Finanzierung der Geſellſchaft im Dar lehns⸗ 
weg als „ungewöhnlich“ im Sinn der Recht⸗ 
ſprechung angeieben werden muß. Eine feste, iir 
alle Fälle einheitliche Grenze läßt ſich nicht 


Ein beſtimmtes 
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ziehen. Es kommt auf die Verhältniſſe des 
Einzelfalls an. 

Die Höhe des Geſellſchafterdarlehns und das Ver— 
hältnis zwiſchen dem Stammkapital und dem erforder— 
lichen Betriebskapital entſcheiden nicht allein. Auch die 
ſonſtigen Beſtimmungen des Darlehns- 
vertrags ſind von Bedeutung, z. B. die Laufzeit 
des Darlehns, die Höhe der einzelnen 
Tilgungsraten uſw. 

Es werden aber trotz der Unterſchiede, die in den 
Verhältniſſen des Einzelfalls begründet find, allge⸗ 
meine Geſichtspunkte zu berückſichtigen Sein. 
Es wird z. B. — bei Würdigung der beſonderen Verhält⸗ 
niſſe des Einzelfalls — eine gewiſſe üblichkeit 
innerhalb des einzelnen Gewerbe zweigs 
nicht unberückſichtigt bleiben können. Ein angemeſſener 
Maßſtab für die Höhe des ſteuerlich anzuerkennenden 
Stammkapitals kann z. B. das durchſchnittliche 
Verhältnis zwiſchen Stammkapital und 
Anlagevermögen bei einer Anzahl von Ver— 
gleichsbetrieben desſelben Gewerbezweigs ſein. 
Der Steuerpflichtige wird beſondere Gründe vor⸗ 
bringen müſſen, wenn ein erheblich unter dieſer 
Grenze liegendes Stammkapital im einzelnen Fall 
ſteuerlich als ausreichend anerkannt werden ſoll. Das 
gilt insbeſondere dann, wenn das Verhältnis zwiſchen 
dem Stammkapital und dem erforderlichen Geſamt⸗ 
kapital betriebswirtſchaftlich nicht mehr 
als geſund angeſehen werden kann. 


e) Die obigen Grundſätze gelten ſinngemäß für die An- 
erkennung von Pachtverträgen zwiſchen der öffent⸗ 
lichen Körperſchaft und dem Betrieb gewerblicher Art. 
Kann ein Pachtvertrag dieſen Grundſätzen gemäß nicht 
anerkannt werden, ſind die Pachtzinſen nicht abzugsfähig. 


I Wegen der Frage, ob bei öffentlichen Betrieben noch 
eine weitere Auflockerung der Rechtſprechung 
möglich und wünſchenswert iſt, Hinweis auf die Aus⸗ 
führungen zu Ziffer 26. 


22. Gründung eines Betriebs gewerblicher Art mit eigenen 
Mitteln der öffentlichen Körperſchaft. Zurverfügung- 
ſtellung der Betriebsmittel ausſchließlich auf dem Weg 
des Pachtvertrags oder des Darlehnsvertrags 


Es iſt für die öffentlichen Betriebe im allgemeinen 
ein Grund⸗ oder Stammkapital nicht vorge⸗ 
ſchrieben. Zahlreiche Betriebe gewerblicher Art haben des⸗ 
halb ein feſtes Grund⸗ oder Stammkapital überhaupt 
nicht. Alle zum Betriebsbeginn erforder- 
lichen Mittel werden ihnen von der Körperſchaft auf 
dem Weg des Pachtvertrags oder des Darlehns⸗ 
vertrags zur Verfügung geſtellt. In welcher Höhe muß 
in dieſem Fall ein Eigenkapital des öffentlichen Be⸗ 
triebs angenommen werden? 

Die im Abſchnitt 21 dargeſtellten Grundſätze für die 
Behandlung von Darlehen der öffentlichen Körperſchaft als 
Eigenkapital des Betriebs gewerblicher Art find, wie aus- 
geführt, nur dann anzuwenden, wenn der Betrieb mit 
einem gewiſſen Eigenkapital ausgeſtattet 
iſt. Sie können nicht herangezogen werden, wenn ein 
Eigenkapital völlig fehlt. Sie ſetzen voraus, 
daß das ſtrittige Darlehen neben einer Stammeinlage 
gegeben iſt. Fehlt es an einem offen ausgewieſenen Stamm⸗ 
kapital, können an den Nachweis, daß es ſich, wirtſchaftlich 
betrachtet, nicht um ein Darlehen, ſondern um Stammkapital 
handelt, nicht die gleichen ſtrengen Voraus- 
ſetzungen geſtellt werden. 

Es wird in einem ſolchen Fall oft das geſamte 
Darlehen als verdecktes Stammkapital an⸗ 
geſehen werden können. Es iſt ohne beſondere An⸗ 
halts punkte oft gar nicht möglich, mit zutreffender Be⸗ 
gründung nur einen beſtimmten Teil des Darlehens 
als Stammkapital anzuſehen. Beſondere Anhaltspunkte für 
eine teilweiſe Anerkennung können ſich aber z. V. aus dem 


Vergleich mit Vergleichsbetrieben desſelben 
Gewerbezweigs ergeben. Hinweis auf die Ausführungen im 
Abſchnitt 21. 

Der Reichsfinanzhof hat in dem Urteil vom 
25. Mai/ 26. Oktober 1937 (RStBl 1938 S. 365) einen Fall 
entſchieden, in dem ein Sparkaſſengiroverband 
eine eigene Bankanſtalt errichtet hatte. Er hatte ihr 
aus den Einlagen ſeiner Mitglieder ſatzungsgemäß nach 
beſonderer Vereinbarung einen Betrag von 10 Millionen 
RM als Darlehen zur Verfügung geſtellt. Das Dar- 
lehen war mit 5 vom Hundert zu verzinſen und ſeitens der 
Bank unkündbar. Der Verband hatte das Recht, es ganz 
oder teilweiſe mit einer Friſt von 10 Jahren zu kündigen. 
Das Finanzgericht hatte das geſamte Darlehen 
als Stammkapital der Bankanſtalt angeſehen. 


Es hatte darauf abgeſtellt, daß 


a) das Darlehn in der Bilanz der Bank als Stamm- 
darlehn bezeichnet und in den Monatsausweiſen als 
Grund- bzw. Geſchäftskapital ausgewieſen 
war, 


b) die Organe des Spargiroverbands alljährlich über die 
Verzinſung des Stammdarlehns Beſchluß 
faßten, 


e) das Darlehn bei der Verſelbſtändigung der Bank an die 
Stelle von Einzahlungen getreten ſei, die früher das 
Betriobskapital des damals unſelbſtändigen Be⸗ 
triebs gebildet hätten. 


Der Reichsfinanzhof hat die Feſtſtellung des 
Finanzgerichts, daß das geſamte Darlehn, wirt⸗ 
ſchaftlich betrachtet, das Stammkapital der 
Bank darſtelle, nicht beanſtandet. Er hat ausgeführt: 


„Der Gründerverband hat der Beſchwerdeführerin neben 
dem Darlehen ein beſonderes Betriebs kapital 
nicht zur Verfügung geſtellt. Die Beſchwerdeführerin hätte 
alſo, wenn man ihren Angaben folgen würde, überhaupt 
kein Grund- oder Stammkapital. Würde man dies ſteuerlich 
anerkennen, ſo läge hierin eine ungerechtfertigte 
Bevorzugung der Beſchwerdeführerin gegenüber den ihr 
ſteuerrechtlich gleichſtehenden Kapitalgeſellſchaften, 
bei denen ſtets ein Grund- oder Stammkapital vorhanden 
fein muß. Deshalb kann auch hier der vom Ric in der Ent⸗ 
ſcheidung vom 19. September 1933 (RStBl 1933 S. 1220) auf: 
geſtellte Grundſatz, daß für die Behandlung von Darlehen der 
Geſellſchafter als Stammeinlagen bon beſonders 
ſtrengen Vorausſetzungen auszugehen iſt, nicht ange— 
wendet werden. Denn dieſer Grundſatz iſt auf Fälle gemünzt, 
in denen die Geſellſchafter einer Kapitalgeſellſchaft dieſer 
neben der Einzahlung der Stammeinlagen noch Mittel durch 
Gewährung von Darlehen zur Verfügung geſtellt haben.“ 


Iſt dem Betrieb gewerblicher Art das geſamte An- 
lagevermögen (Grundſtücke, Gebäude, Maſchinen) 
pachtweiſe überlaſſen, iſt eine Sachgründung zu 
unterſtellen. Es muß für die Steuerveranlagung an— 
genommen werden, daß die öffentliche Körperſchaft dem 
Betrieb bei ſeiner Errichtung das Anlagevermögen als 
Eigenkapital zugewieſen hat. Hinweis auf Kenner⸗ 
knecht, Kommentar zum Körperſchaftſteuergeſetz An⸗ 
merkung 53 b zu §S 1. Eine Teilung des Anlage⸗ 
vermögens in ſolches, das Eigenkapital iſt, und in 
ſolches, das pachtweiſe überlaſſen iſt, wird nur in Aus⸗ 
nahmefällen möglich fein. 


23. Gründung oder Erweiterung eines Betriebs gewerb⸗ 
licher Art mit Hilfe eines fremden Kredits 


Die Körperſchaft des öffentlichen Rechts hat oft die zu 
der Gründung oder zu der Erweiterung des Betriebs ges 
werblicher Art erforderlichen Mittel nicht ſelbſt 
zur Verfügung. Sie muß ſich die Mittel ganz oder zum 
Teil durch Aufnahme eines Darlehns ver⸗ 
ſchaffen. Der Betrieb gewerblicher Art kann in einem ſolchen 
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Fall das Darlehn nicht immer in vollem Umfang 
als Betriebsſchuld auf der Schuldenſeite der Bilanz 
ausweiſen. Das gilt auch dann, wenn der g eſamte Dar⸗ 
lehnsbetrag dem Betrieb wirtſchaftlich zuge⸗ 
floſſen iſt. 

Bedenken gegen die Anerkennung des Darlehns als 
Betriebsſchuld beſtehen nicht, wenn die öffentliche 
Körperſchaft neben den durch Darlehnsaufnahme be⸗ 
ſchafften Mitteln zu der Gründung oder zu der Erweiterung 
des Betriebs noch eigene Mittel aufwendet. Sit dem 
Betrieb ein Eigenkapital in Höhe der aus eigenem 
Vermögen aufgewandten Mittel überlaſſen, ſteht es der 
öffentlichen Körperſchaft, wie einem Privatunternehmer, 
ei bei der Errichtung oder Vergrößerung des Betriebs 
im Rahmen der wirtſchaftlichen Möglichkeiten au ch 
Kredite in größerem oder geringerem Umfang heran⸗ 
zuziehen. Es gelten inſoweit die im Abſchnitt 21 ge⸗ 
machten Ausführungen über die Höhe des Eigenkapitals. 


Es wird aber immer eine Prüfung erforderlich ſein, ob 
das Stammkapital in einem einigermaßen ange 
meſſenen Verhältnis zur Größe und zum Umfang des 
Betriebs ſteht. Der Grundſatz, daß die Freiheit des 
Steuerpflichtigen in der Wahl ſeiner Finan⸗ 
zierungsmittel ihre Grenze im 81 StAnpc findet, gilt 
auch hier. Es kann bei einem Betrieb, der Mittel in Höhe 
vom mehreren Millionen Reichsmark; erfordert, 
nicht ein Eigenkapital von wenigentauſend Rei ch s ⸗ 
mark körperſchaftſteuerlich als ausreichend anerkannt wer⸗ 
den. Solche Fälle werden aber wohl kaum praktiſch werden. 


Iſt ein gewiſſes Eigenkapital vor⸗ 
handen, können fremde Darlehen, die zur 
Gründung oder Erweiterung des Betriebs 
aufgenommen worden ſind, in der Regel 
körperſchaftſteuerlichals Schulden des Be⸗ 
triebs gewerblicher Art anerkannt werden. 
Das gilt auch dann, wenn das Darlehn das Mehr fache 
des Eigenkapitals beträgt. Es handelt ſich um eine echte 
Schuld, die wirtſchaftlich mit der Errichtung 
des Betriebs zuſammenhängt. Es iſt unerheblich, daß 
das Darlehn über die öffentliche Körperſchaft 
aufgenommen wird. Ein anderer Weg beſteht infolge der 
fehlenden Rechtsfähigkeit des Betriebs gewerblicher Art 
überhaupt nicht. Die Darlehnszinſen find abzugs⸗ 
fähige Betriebsausgaben. 


Schwierigkeiten können entſtehen, wenn die öffentliche 
Körperſchaft ſich die zur Errichtung des Betriebs erforder⸗ 
lichen Mittel ſämtlich im Darlehnsweg beſchafft, 
alſo eigene Mittel nicht aufwendet. Der geſamte Dar⸗ 
lehnsbetrag kann meines Erachtens in dieſem Fall 
nicht als Schuld des Betriebs anerkannt werden. 
Eine öffentliche Körperſchaft, die nur eigene Mittel 
aufwendet, darf dieſe Mittel dem Betrieb auch nicht aus 
ſchließlich im Darlehnsweg zur Verfügung ſtellen. Hin⸗ 
weis auf die Ausführungen im Abſchnitt 22. 


Der Grundſatz, daß jeder Betrieb gewerblicher Art mit 
einem beſtimmten Eigenkapital ausgeſtattet ſein 
muß und daß die Gegenleiſtungen für die Zurber⸗ 
fügungſtellung dieſes Kapitals n icht abzugsfähig 
ſind, muß auch hier gelten. Es könnte ſonſt eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts die Abzugsfähigkeit der geſamten 
Zinſen bei dem Betrieb einfach dadurch erreichen, daß ſie zur 
Errichtung des Betriebs nicht eigene Mittel, ſon⸗ 
dern ausſchließlich Mittel verwendet, die fie ſich durch Dar ⸗ 
lehn beſchafft hat. Das wird in der Regel ohne Schwie⸗ 
rigkeit möglich ſein, weil ſehr viele Körperſchaften, insbeſon⸗ 
dere die Gebietskörperſchaften, Anleihen oder ſonſtige 
Schulden für einen ihrer Tätigkeitszweige aufnehmen 
müſſen. Die öffentliche Körperſchaft brauchte nur die durch 
Kredit beſchafften Mittel nicht für ihre ſonſtigen, 
z. B. hoheitlichen, Zwecke zu verwenden, ſondern für 
die Errichtung des Betriebs. 


Es iſt aber fraglich, in welcher Höhe ein Eigen⸗ 


kapital in einem ſolchen Fall angenommen werden muß. 
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Das geſamte Betriebskapital kann meines Er⸗ 
achtens in der Regel nicht in vollem Umfang als 
Eigenkapital angeſehen werden. Eine ſolche Auf⸗ 
ſaſſung würde zu unmöglichen Ergebniſſen führen. Es han⸗ 
delt ſich auch um einen rechtlich und wirtſchaftlich anders 
gelagerten Tatbeſtand als in den im Abſchnitt 22 beſproche⸗ 
nen Fällen. Die Gründung des Betriebs war dort aus 
ſchließlich mit eigenen Mitteln der öffentlichen Kör⸗ 
perſchaft erfolgt. 


Es muß ein Teil des Vetriebskapitals als Eigen⸗ 
kapital angeſehen werden. Die Höhe muß ge ſchätzt 
werden. Das wird in der Regel zwar ſehr ſchwierig ſein. 
Es werden ſich aber in der Praxis doch immer irgendwelche 
Anhaltspunkte finden. Weitere Unterſuchungen dar⸗ 
über ſollen hier nicht angeſtellt werden. Es handelt ſich um 
Fälle, die meines Wiſſens bisher nicht praktiſch geworden 
ſind und wohl auch nicht praktiſch werden. 


24. Schulden der öffentlichen Körperſchaft ohne wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenhang mit dem Betrieb gewerblicher Art 


Es können bei einem Betrieb gewerblicher Art immer 
nur die Schulden der öffentlichen Körperſchaft als Be⸗ 
triebsſchulden anerkannt werden, die mit dieſe m 
Betrieb wirtſchaftlich zuſammenhängen. Eine 
willkürliche Schuldenzuweiſung an den Be⸗ 
trieb kann nicht zugelaſſen werden. Das folgt aus 
der körperſchaftſteuerlichen Verſelbſtändigung des 
Betriebs gewerblicher Art. Ein wirtſchaftlicher Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der Schuld der öffentlichen Körperſchaft und 
dem Betrieb war in den im Abſchnitt 24 beſprochenen Fällen 
gegeben. Die darlehnsweiſe beſchafften Mittel waren dem 
. gewerblicher Art auchtatſächlich zugeführt 
worden. 


Beſteht ein wirtſchaftlicher Zuſammenhang zwiſchen der 
Schuld der Körperſchaft und dem Betrieb gewerblicher Art 
nicht, ſo ſtellen die Schulden der Körperſchaft beim Betrieb 
Betriebsſchulden nicht dar. Die Schuldzinſen ſind in 
dieſem Fall beim Betrieb nicht abzugsfäh ig. Hin⸗ 
weis auf das RFH-Urteil vom 11. Januar 1930 (RStBl 
1930 S. 111). Schulden, die in der Hoheits ver w al⸗ 
tung einer öffentlichen Körperſchaft entſtanden ſind, dür⸗ 
ſen körperſchaftſteuerlich nicht einem gewerblichen 
Betrieb der gleichen Körperſchaft zugerechnet werden. Zinſen 
einer allgemeinen Anleihe einer Gebietsförper- 
ichaft find bei dem Betrieb gewerblicher Art nur inſoweit 
abzugsfähig, als ſie mit dem Betrieb w irtſchaftlich 
zuſammenhängen. 


on 


25. Eigenkapital bei Betrieben gewerblicher Art einer 
Gemeinde 


Die Eigenbetriebe einer Gemeinde müſſen 
der Eigenbetriebs verordnung gemäß ein 
Stammkapital und ein Eigenkapital ausweiſen, ſoweit ſie 
nicht ausdrücklich davon befreit ſind. Das Eigenkapital 
beſteht aus dem Stammkapital und den offenen 
Rücklagen. Beſondere Vorſchriften, in we lcher Höhe 
ein Stammkapital oder ein Eigenkapital vorhanden ſein 
muß, beſtehen nicht. 


Das Stammkapital, das der Sigenbetriebsver⸗ 
ordnung gemäß ausgewieſen iſt, braucht körper ⸗ 
ſchaftſteuerlich nicht in jedem Fall als Stamm- 
kapital anerkannt zu werden. Hinweis auf die Ausführun⸗ 
gen im Teil I Abſchnitt 5. Es muß — un ab hängig 
von der Regelung der Eigenbetriebsber⸗ 
ordnung — nach den oben entwickelten Grund» 
ſätzen geprüft werden, ob die Vorausſetzungen für eine 
ſteuerliche Anerkennung gegeben ſind. Das wird jedoch meiſt 
der Fall fein. Es wird deshalb praktiſ ch das der 
Eigenbetriebsverordnung gemas ausgewieſene 
Stammkapital in der Regel auch körperſchaft⸗ 
ſteuerlich zugrunde gelegt werden können. 


S. 454 / Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 33 / 21. Sept. 1940 


26. Vereinfachungsvorſchlag 

Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, welche 
Schwierigkeiten bei dem augenblicklichen Stand der 
Rechtſprechung die Feſtſtellung des ſteuerlichan⸗ 
zu erkennenden Eigenkapitals in vielen Fällen 
bereiten kann. Dieſe Schwierigkeiten laſſen den Wunſch 
nach einer Vereinfachung aufkommen. Eine Ver⸗ 
einfachung kann aber nur erzielt werden, wenn es gelingt, 
allgemeine Richtlinien zu finden, die die Berück⸗ 
ſichtigung der beſonderen Verhältniſſe des Einzelfalls bis 
zu einem gewiſſen Grad ausſchließen. Ich halte es durchaus 
für möglich, in dieſer Weiſe auch ohne Inanſpruch⸗ 
nahme des Geſetzgebers zu einer Vereinfachung zu 
gelangen. Ich will in den folgenden Ausführungen kurz 
einen Weg aufzeigen, den ich für gangbar halte. 

Es kann ſelbſtverſtändlich nicht einfach ein feſter 
Satz, etwa ein beſtimmter Vomhundertſatz des vorhande⸗ 
nen Kapitals, für alle Betriebe gewerblicher 
Art ſteuerlich als Eigenkapital angenommen werden. Das 
würde zu unmöglichen Ergebniſſen führen. Es können aber 
meines Erachtens aus einem Vergleich mit gleid- 
artigen privaten Betrieben für einen be- 
ſtimmten Gewerbezweig Schlüſſe auf eine ge⸗ 
wiſſe üblichkeit gezogen werden. Es kann feſtgeſtellt 
werden, wo die Grenzen des üblichen liegen. Es 
laſſen fi) Durchſchnitts ſätze aufſtellen. Man kann 
dann mit Hilfe dieſer Feſtſtellungen für die wichtigſten Ge⸗ 
werbezweige, z. B. für einzelne Arten der öffentlichen Ver⸗ 
ſorgungsbetriebe, gewiſſe Mindeſtſätze aufſtellen. 
Dieſe Sätze würden die Bedeutung haben, 
daß körperſchaftſteuerlich ein Eigenkapi⸗ 
tal mindeſtens in Höhe dieſes Satzes zu⸗ 
grunde zulegen wäre. Iſt das ausgewieſene Eigen⸗ 
kapital höher, würde körperſchaftſteuerlich dieſes Eigen⸗ 
kapital zugrunde gelegt werden. Iſt es niedriger, 
würde trotzdem ein Eigenkapital in Höhe des Mindeſt⸗ 
ſatzes anzunehmen ſein. Das würde eine große Ver⸗ 
waltungsvereinfachung ſein. Die Aufſtellung 
ſolcher Mindeſtſätze könnte z. B. auch durch Erörterung 
mit den zuſtändigen fachlichen Organiſatio⸗ 
nen oder anderen zuſtändigen Stellen erleich⸗ 
tert werden. 

Es ließe ſich meines Erachtens auf eine ſolche Weiſe z. B. 
ein Mindeſtſatz für die Elektrizitätswerke, die 
Gaswerke und die Waſſerwerke aufſtellen. Der 
Satz könnte auf das Verhältnis von Eigenkapi⸗ 
tal und Geſamtvermögen oder von Eigen⸗ 
kapital und Anlagevermögen abgeſtellt ſein. Es 
könnte ein beſtimmter Vomhundertſatz des Geſamtvermögens 
oder des Anlagevermögens als Mindeſteigenkapital an⸗ 
genommen werden. Es könnten für die Elektrizitätswerke, 
die Gaswerke und die Waſſerwerke je beſondere Sätze 
aufgeſtellt werden. Es könnte aber vielleicht ſogar ein ein- 
heitlicher Satz zugrunde gelegt werden. 

In welchem Umfang es möglich iſt, zu einheit⸗ 
lichen Mindeſtſätzen zu kommen, muß die Zukunft erweiſen. 
Es wäre aber ſchon ſehr geholfen, wenn für die wichtig ⸗ 
ſten Verſorgungsbetriebe ſolche Sätze aufgeſtellt 
werden könnten. 

Der Mindeſtſatz müßte ſich auch auf den Fall der Grün⸗ 
dung eines Betriebs mit fremden Mitteln beziehen. 
Das erſcheint hart, iſt aber erforderlich, wenn die 
Regelung praktiſch einen Sinn haben ſoll. Es würden 
andernfalls nur noch Betriebe gewerblicher Art mit frem⸗ 
dem Kapital gegründet werden. Das wäre, wie oben dar- 
getan, ohne große Schwierigkeiten möglich. 

Die Feſtſtellung eines Eigenkapitals für einen be⸗ 
ſtimmten Einzelfall, die auf die vorgeſchlagene Weiſe erfolgt, 
könnte meines Erachtens auch im Rechtsmittelver⸗ 
fahren gehalten werden. Eine Anfechtung könnte 
insbeſondere nicht mit der Begründung erfolgen, daß das 
angewandte Verfahren gegen den Grund ſatz der 
Gleichſtellung der Betriebe gewerblicher Art mit den 
privaten Körperſchaften verſtößt. Es iſt zwar richtig, daß 


der Freiheit der öffentlichen Körperſchaften in der Wahl der 
Finanzierungsmittel bei den vorgeſchlagenen Verfahren 
engere Grenzen gezogen werden als den Gründern 
einer privaten Kapitalgeſellſchaft. Das iſt aber trotz des 
Gleichſtellungsgrundſatzes berechtigt. 

Es iſt meines Erachtens dem Gedanken der ſteuerlichen 
Gleichſtellung durch den Vergleich mit beſtimmten Durch⸗ 
ſchnittsſätzen der privaten Geſellſchaften genügend 
Rechnung getragen. Ein Vergleich mit einer privatrechtlichen 
Körperſchaft im Einzelfall, iſt meines Erachtens über- 
haupt nur in beſchränktem Umfang möglich. 

Eine Verſchiedenartigkeit der Verhält⸗ 
niſſe ergibt ſich insbeſondere daraus, daß hinter dem Be— 
trieb gewerblicher Art nicht eine Privatperſon, ſon⸗ 
dern eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
ſteht, die bürgerlich-rechtlich mit dem Betrieb gewerblicher 
Art identiſch iſt. Die öffentlichen Körperſchaften 
können z. B. oft für ihre Betriebe fremde Kredite in viel 
höherem Umfang in Anſpruch nehmen, als es den 
Geſellſchaftern für ihre Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften möglich iſt. Das iſt ſelbſt dann der Fall, wenn 
die Geſellſchafter eine ſelbſtſchuldneriſche Bürg- 
ſchaft für die Schulden der Kapitalgeſellſchaften über⸗ 
nehmen würden. Eine öffentliche Körperſchaft, insbeſondere 
eine Gebietskörperſchaft, genießt in der Regel eine höhere 
Kreditwürdigkeit als eine Privatperſon. Eine Kapi⸗ 
talgeſellſchaft kann deshalb oft fremde Kredite praktiſch 
micht in dem gewünſchten Umfang aufnehmen. 
Ihre Bilanzen würden ſonſt ein zu ungünſtiges 
Bild ergeben. Solche Gründe fallen bei den öffentlichen 
Körperſchaften weg oder haben jedenfalls nicht die gleiche 
Bedeutung. 

Der Grundſatz der Gleichſtellung darf deshalb nicht 
ſo verſtanden werden, daß in jedem Einzelfall bei 
der Feſtſtellung des ſteuerlich anzuerkennenden Eigenkapi⸗ 
rals bis an die äußerſte Grenze des bei einem privaten Be⸗ 
trieb Zuläſſigen gegangen wird. Das würde — im gan⸗ 
zen geſehen — zu einem ſchiefen Ergebnis führen. Es 
muß betont werden, daß ſich die Praxis auch 
bei der Prüfung des ſteuerlich anzuerken⸗ 
nenden Stammkapitals bei privaten Ge⸗ 
ſellſchaften in fteigendem Maß mit ein⸗ 
fachen klaren Richtlinien zu helfen verſucht 
(Vergleich mit gleichartigen Betrieben des Gewerbezweigs 
uſw.). Hinweis auf die Ausführungen im Abſchnitt 21. Der 
vorgeſchlagene Weg bedentet nur eine Fortführung 
der dort angedeuteten Entwicklung. Här⸗ 
ten, die im Einzelfall bei den öffentlichen Körper— 
ſchaften entſtehen, können in Kau fgenommen werden. 
Sie werden oft ohne große Schwierigkeiten von den öffent— 
lichen Körperſchaften ſelbſt zu beſeitigen ſein. 

Ich halte es deshalb durchaus für möglich, auf dem bor- 
geſchlagenen Weg einheitliche Mindeſtſätze für 
beſtimmte Gruppen von Betrieben gewerblicher Art 
aufzuſtellen. Es könnte auf dieſe Weiſe der Praxis ſehr 
geholfen werden. 


F. Schluß 


Eine zuſammenhängende Darſtellung der 
Beſteuerung der Betriebe gewerblicher Art konnte im Rah⸗ 
men des Aufſatzes nicht gegeben werden. Es 
konnten auch nicht alle Zweifelsfragen behandelt werden, 
die ſich in der Praxis ergeben haben. Es konnte wegen 
Raummangels insbeſondere nicht die Frage der Ab⸗ 
grenzung zwiſchen hoheitlicher undprivat⸗ 
wirtſchaftlicher Betätigung der öffentlichen Kör⸗ 
perſchaften erörtert werden. Der Aufſatz kann aber vielleicht 
doch zur Klärung der einen oder anderen Frage beitragen. 

Es fer zum Schluß noch einmal auf den demnächſt er. 
ſcheinenden Aufſatz von Oberregierungsrat 
Dr. Mehrmann hingewieſen, der die Frage der 
Abzugsfähigkeit von Konzeſſjonsabgaben 
und Fragen der Eröffnungsbilanz der öffent⸗ 
lichen Verfſorgungsbetriebe behandeln wird. 


Abführung erjparter Cohnteile, fteuerliche Behandlung der 
Mehrarbeit 


Das Gebiet der Abführung erſparter Lohnteile (Mehrarbeits⸗ 
zuſchläge) iſt arbeits rechtlich durch die Verordnung vom 
3. September 1940 (RGBI I S. 1205) weitgehend umgeſtaltet 
worden. Gleichzeitig iſt auch die ſteuerliche Behandlung des 
Mehrarbeitslohns grundlegend geändert worden. Die neue arbeits⸗ 
rechtliche und ſteuerrechtliche Regelung ergibt ſich aus dem Rdß⸗ 
Erlaß vom 11. September 1940 8 2228 — 190 III, der verkäuflich 
iſt und im Reichsſteuerblatt abgedruckt wird. Es gilt nach dieſem 
Erlaß das folgende: 

Das Verbot des § 18 Abſatz 3 der Kriegswixtſchaftsverordnung 
bom 4. September 1939 (RG BI I S. 1609, RStBl 1939 S. 965), 
Zuſchläge für Mehrarbeit, Sonntags-, Feiertags⸗ und Nacht⸗ 
arbeit zu zahlen, iſt aufgehoben worden, und zwar 
1. das Verbot, Zuſchläge für Sonntags⸗ Feiertags⸗ 

und Nachtarbeit zu zahlen, durch die Verordnung vom 

16. November 1939 (NGBI I ©. 2254, RStBl 1939 S. 1129) mit 

Wirkung ab 27. November 1989, 


2. das Verbot, Zuſchläge für Mehrarbeit (berſtunden, 
Uberſchichten) zu zahen, durch die Verordnung vom 3. Sep⸗ 
tember 1940 RGI I S. 1205) mit Wirkung ab 8. Sep⸗ 
tember 1940. 


Eine Abführungspflicht auf Grund der Durchführungsverordnung 
zum Abſchnitt IV der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 11. Ok⸗ 
tober 1939 (RGI I S. 2058, RStBl 1939 S. 1053) und des Runde 
erlaſſes des Rd vom 25. Oktober 1939 8 2234 — 2 III (RStöl 
1039 S. 1087) kommt für dieſe Zuſchläge nicht mehr in Betracht, 
ſoweit ſie auf die Zeit nach dem Inkrafttreten der Verordnungen 
entfallen, die in den Ziffern 1 und 2 bezeichnet find. Hinweis auf 
den Rdß⸗Erlaß vom 18. Dezember 1939 8 2228 — 21 III (REEL 
1989 S. 1213). 

Die Abführungspflicht hinſichtlich der Lohnteile, die durch 
Maßnahmen auf Grund von § 18 Abſätzen 1 und 4 der 
Kriegswirtſchaftsverordnung erſpart werden (Sen kung über⸗ 
döhter Arbeitsverdienſte durch die Reichstreu⸗ 
händer und Sondertreuhänder der Arbeit), bleibt 
aufrecht erhalten. 

Der durch Mehrarbeit, Sonntags⸗, Feiertags⸗ und Nacht⸗ 
arbeit verdiente Arbeitslohn iſt bisher bei der Lohnſteuer 
beſonders behandelt worden und vom Kriegszuſchlag 
zur Lohnſteuer befreit geweſen. Hinweis auf Abſatz 4 
des Rdß⸗Erlaſſes vom 18. Dezember 1939 (R Stel 1939 S. 1213). 
Es ſollte durch dieſe ſteuerliche Begünſtigung der Wegfall der 
Zuſchläge für Mehrarbeit, Sonntags“, Feiertags⸗ und Nacht⸗ 
arbeit leichter tragbar gemacht werden. Dieſe Begünſtigung und 
die bisherige Verpflichtung des Arbeitgebers zur Abführung der 
erſparten Lohnteile an das Finanzamt haben zu einer erheblichen 
Erſchwerung der Lohnabrechnung bei den Arbeitgebern 
geführt. 

Die Mehrarbeits zuſchläge werden, wie ſich aus der Ver⸗ 
ordnung vom 3. September 1940 (RGB T S. 1205) ergibt, u. a. 
zur Vereinfachung der Lohnabrechnung wieder⸗ 
eingeführt. Es ſind durch die Wiedereinführung der Lohnzuſchläge 
die Vorausſetzungen weggefallen, die zu der bisher 
vorgeſehenen ſteuerlichen Begünſtigung der Mehrarbeit ge⸗ 
führt haben. Die Anordnungen im Abſatz 4 Ziffern 1 und 2 des 
RdF⸗Erlaſſes vom 18. Dezember 1989 8 2228 — 21 III ſind deshalb 
auf den Arbeitslohn nicht mehr anzuwenden, der für Lohn⸗ 
zahlungszeiträume gezahlt wird, die nach dem 7. September 1940 
enden. Es iſt aber nicht zu beanſtanden, wenn für Lohnzahlungs⸗ 
zeiträume, die vor dem 17. September 1940 enden, ſteuerlich noch 
nach den bisherigen Anordnungen verfahren ſein ſollte. Oe. 


Mehrarbeit von £ehrlingen (Anlernlingen) und Abführung 
erſparter Lohnteile 


Lehrlinge (Anlernlinge) erhalten nach den beſtehenden arbeits⸗ 
rechtlichen Vorſchriften grundſätzlich keinen Lohn, ſondern nur eine 
Erziehungsbeihilfe. Die kriegswirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe haben es mit ſich gebracht, daß ſolche Perſonen oft mehr als 
48 Wochenarbeitsſtunden in ihren Betrieben arbeiten Die Lehr⸗ 
linge (Anlernlinge) erhalten für dieſe zuſätzliche Arbeitsleiſtung 
neben der Erziehungsbeihilfe eine beſondere Mehrarbeits⸗ 
vergütung, und zwar für jede über die regelmäßige Arbeits⸗ 
zeit von 48 Stunden hinausgehende Arbeitsſtunde. Die Mehr⸗ 
arbeitsvergütung beträgt 

a) im erſten Lehrjahr 40 v. H., 

b) im zweiten Lehrjahr 60 v. H., 

c) im dritten Lehrjahr 90 v. H. 
des tariflichen Stundenlohns, den der Lehrling im erſten Jahr 
nach Vollendung der Ausbildung erhalten würde. 


iind e d e N chen tut eu 


Es iſt zweifelhaft geworden, ob dieſe Mehrarbeitsvergütung 
als Mehrarbeitszuſchlag im Sinn von 8 18 Ab⸗ 
ſatz 8 der Kriegswirtſchafts verordnung anzuſehen 
iſt, der bis zum 8. September 1940 an den Lehrling nicht mehr 
ausgezahlt werden durfte und als erſparter Lohnteil an das 
Finanzamt abgeführt werden mußte. 

Die geſtellte Frage iſt zu verneinen. Die Mehrarbeits⸗ 
vergütung iſt nicht ein Mehrarbeits zuſchlag für die über 
48 Wochenarbeitsſtunden hinaus geleiſtete Arbeitszeit, ſondern ſie 
ſtellt die Grundvergütung (den Grundlohn) für dieſe 
Arbeitszeit dar. Es iſt davon auszugehen, daß eine Lehrzeit von 
48 Wochenarbeitsſtunden ausreichend iſt, und daß bei einer Über- 
arbeit der Lehrlinge im Betrieb produktive Arbeit geleiſtet wird. 
Liegt aber eine ſolche produktive Arbeit vor, ſo iſt es gerechtfertigt, 
dafür dem Lehrling (Anlernling) eine Vergütung zu ge⸗ 
währen. Sie enthält keine Zuſchläge für Mehrarbeit. Sie iſt 
nur eine Erhöhung der Erziehungs⸗ (Ausbil⸗ 
dungs⸗) Beihilfe. Oe — 


£ohnfteuer von Urlaubsabgeltungen 


Es iſt nach den geltenden arbeitsrechtlichen Beſtimmungen 
zuläſſig, daß rückſtändiger Urlaub aus dem Jahr 1939 den Arbeit⸗ 
nehmern nicht nachträglich (in Natur) gewährt, ſondern durch die 
Zahlung einer Geldſumme abgegolten wird (Urlaubsabgeltung). 
Die Urlaubsabgeltung iſt ein Teil des ſteuerpflichtigen 
Arbeitslohns. Sie muß deshalb auch bei Entſcheidung der 
Frage zum Arbeitslohn gerechnet werden, ob der Arbeitslohn eines 
Arbeitnehmers die Freigrenze für den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer (Lohnſteuer) von 234 RM monatlich (54 RM 
wöchentlich) überſteigt. Das kann gelegentlich zu Härten führen. 
Es gibt Fälle, in denen der laufende Arbeitslohn eines Arbeit⸗ 
nehmers die Freigrenze für den Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer (Lohnſteuer) nicht erreicht. Die Freigrenze wird aber in 
dem Lohnzahlungszeitraum überſchritten, in dem die Urlaubs⸗ 
abgeltung ausgezahlt wird. Es wird dadurch der Kriegszuſchlag 
zur Lohnſteuer auf den ganzen Arbeitslohn (laufender Arbeits⸗ 
lohn und Urlaubsabgeltung) ausgelöſt. 

Einige Arbeitgeber haben zur Vermeidung dieſes Ergebniſſes 
gefragt, ob es ſteuerlich zuläſſig ſei, daß die Urlaubsabgeltung 
nicht in einem Betrag, ſondern in mehreren Teil⸗ 
beträgen ausgezahlt wird. Die Arbeitgeber wollen auf dieſe 
Weiſe vermeiden, daß die Freigrenze für den Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer (Lohnſteuer) durch die Urlaubsabgeltung über⸗ 
ſchritten wird. Sie weiſen auch darauf hin, daß der rückſtändige 
Urlaub oft nicht auf einmal, ſondern nur in Teilen hätte gewährt 
werden können. Auch dieſer Geſichtspunkt ſpricht nach Auffaſſung 
der Arbeitgeber für die Zuläſſigkeit der Verteilung von Urlaubs⸗ 
abgeltungen auf mehrere Lohnzahlungszeiträume. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen hat in einem Erlaß, der an eine Wirt⸗ 
ſchaftsgruppe gerichtet iſt, die geſtellte Frage bejaht. Es iſt 
danach lohnſteuerlich nicht zu beanſtanden, wenn die Abgeltung 
der Urlaubsanſprüche aus dem Jahr 1939 im Jahr 1940 auf 
mehrere Lohnzahlungszeiträume verteilt wird. Oe — 


£ohnfteuer und Beförderung von Arbeitnehmern 
zur Arbeitjtätte 


Oft werden Arbeitnehmer mit dem Kraſtwagen ihres Arbeit⸗ 
gebers in ihrer Wohnung abgeholt und zur Arbeitſtätte gebracht. 
Ein Entgelt wird dem Arbeitnehmer für dieſe Fahrt durch ſeinen 
Arbeitgeber nicht berechnet. Es iſt früher zweifelhaft geweſen, ob 
in dieſer unentgeltlichen Fahrtleiſtung ein geldwerter Vorteil aus 
dem Arbeitsverhältnis zu erblicken iſt, der der Lohnſteuer unter⸗ 
liegt. Dieſe Frage iſt in dem Aufſatz Ausgewählte Fragen bei der 
Einkommensbeſteuerung veranlagter Arbeitnehmer“ in der TStZ 
1938 S. 565 und folgende, insbeſondere S. 569 verneint worden. 
Es iſt dort ausgeführt, daß auch bei Bejahung eines entſprechenden 
geldwerten Vorteils dieſem Vorteil abzugsfähige Werbungskoſten 
des Arbeitnehmers in annähernd der gleichen Höhe gegenüber⸗ 
ſtehen. Vereinfachungsgründe laſſen es geboten erſcheinen, in 
dieſem Fall von einer Beſteuerung abzuſehen. 

Es iſt neuerdings fraglich geworden, ob der geldwerte Vorteil 
auch in dem Fall ſteuerfrei bleiben kann, in dem nicht ein 
eigener Kraftwagen des Arbeitgebers für die Fahrt 
zwiſchen Wohnung und Arbeitſtätte des Arbeitnehmers zur Ver⸗ 
fügung ſteht, in dem aber der Arbeitgeber einen Kraftwagen für 
dieſen Zweck mietet. 5 b 

Det Reichsminiſter der Finanzen hat gelegentlich eines 
Einzelfalls entſchieden, daß auch in dieſen Fällen bon der Be⸗ 
ſteuerung abzuſehen iſt. Mietet deshalb ein Arbeitgeber 
einen Kraftwagen (Perſonenkraftwagen, Perſonenomnibus und 
ſtellt er den gemieteten Kraftwagen ſeinen Arbeitnehmern für die 
Fahrt zwiſchen Wohnung und Arbeitſtätte ganz oder teilweiſe 
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unentgeltlich zur Benutzung zur Verfügung, fo iſt darin kein 
lohnſteuerpflichtiger geldwerter Vorteil zu erblicken. Eine „Miete 
eines Kraftwagens in dieſem Sinn iſt auch dann gegeben, wenn 
der Arbeitgeber dem Vermieter des Kraftwagens einen gewiſſen 
Zuſchuß leiſtet und der Vermieter die Beförderung des Arbeit⸗ 
nehmers zwiſchen Wohnung und Arbeitſtätte gegen ein ent⸗ 
ſprechend verbilligtes, von dem Arbeitnehmer zu entrichtendes 
Entgelt übernimmt. Der Zuſchuß des Arbeitgebers bleibt in 
dieſem Fall lohnſteuerlich außer Betracht. Oe. 


Cohnſteuerpflicht däniſcher und holländiſcher Arbeitnehmer 


Es werden in immer größerem Umfang ausländiſche Arbeits⸗ 
kräfte in der deutſchen Wirtſchaft beſchäftigt. Die Frage der 
lohnſteuerlichen Behandlung dieſer ausländiſchen Arbeitskräfte iſt 
von großer praktiſcher Bedeutung. Der Reichsminiſter der Finan⸗ 
zen hat in einem Erlaß vom 15. Auguſt 1940 8 2227 — 72 III 
hinſichtlich der Lohnſteuerpflicht däniſcher und hollän⸗ 
diſcher Arbeitnehmer das folgende hervorgehoben: 

Ausländiſche Arbeitskräfte, die im Deutſchen Reich tätig ſind, 
find unbeſchränkt lohnſteuerpflichtig, wenn te im Inland 
einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die 
Höhe der Lohnſteuer richtet ſich in dieſem Fall nach 88 32, 39 
SSDB. Sie find beſchränkt lohnſteuerpflichtig, wenn fie im 
Inland weder einen Wohnſitz noch ihren gewohnlichen Aufenthalt 
haben. Die Höhe der Lohnſteuer richtet ſich in dieſem Fall nach 
§ 40 ESt. Die Lohnſteuerpflicht der ausländiſchen Arbeit⸗ 
nehmer wird außerdem durch die beſtehen den Doppel: 
beſteuerungs abkommen beeinflußt. Es gilt deshalb das 
folgende: 

1. Däniſche Arbeitnehmer, die ihre Bezüge nicht vom 
Staat, von einem Land, von einer Provinz, einer Gemeinde 
oder einer anderen juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechts 
erhalten, ſind in Deutſchland nur ſteuerpflichtig, wenn ſie hier 
ihren Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ihren ge⸗ 
wöhnlichen Aufenthalt haben (Artikel 11, 12 und 16 der Ver⸗ 
einbarung zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung im Ver⸗ 
hältnis zum Königreich Dänemark vom 16. Dezember 1938. 
NSHBL 1939 S. 444). Die Rechtslage im Verhältnis zu Däne⸗ 
mark iſt inſoweit die gleiche wie im Verhaltnis zum Pro⸗ 
tektorat Böhmen und Mähren (Abſchnitt 55% Abſätze 1 bis 3 
LEN 1940). Der Reichsminiſter der Finanzen iſt damit ein⸗ 
beritanden, daß bei däniſchen Arbeitnehmern — auch bei ledi⸗ 
gen — ein Wohnſitz (gewöhnlicher Aufenthalt) 
nicht angenommen wird, wenn der Arbeitsvertrag in 
Deutſchland von vornherein auf eine Zeit von nicht mehr 
als ſechs Monate befriſtet iſt. Erſtreckt ſich der Arbeits⸗ 
vertrag auf eine längere Zeit als ſechs Monate, ſo ſind 
däniſche Arbeitnehmer in Deutſchland (unbeſchränkt) ſteuer⸗ 
pflichtig, wenn ſie hier ihren Wohnſitz (gewöhnlichen Aufent⸗ 
halt) haben. Das letzte wird bei ledigen Arbeitnehmern 
bei einer ſolchen Beſchäftigungsdauer in der Regel anzu⸗ 
nehmen ſein. 

2. Ein Doppelbeſteuerungsabkommen mit Holland beſteht 
nicht. Holländiſche Arbeitnehmer ſind deshalb in 
Deutſchland 
a) unbeſchränkt ſteuerpflichtig, wenn ſie in Deutſchland ihren 

Wohnſitz (gewöhnlichen Aufenthalt) haben, 
p) beſchränkt ſteuerpflichtig, wenn ſie in Deutſchland keinen 
Wohnſitz (gewöhnlichen Aufenthalt) haben. O0. 


Zur Rusſchreibung der Lohnfteuerkarten 1941 


Der jährliche Erlaß über die Ausſchreibung der Lohnſteuer⸗ 
karten 1941 iſt am 2. September 1940 (Aktenzeichen 8 2230 — 
55 III) ergangen und im NEE 1940 S. 801 abgedruckt. Als 
neu iſt hervorzuheben, daß jetzt auf der Lohnſteuerkarte auch 
die Sozialausgleichsabgabepflicht durch die Ge⸗ 
meindebehörde zu beſcheinigen iſt. Wegen der Rechtsgrundlagen 
für die Sozialausgleichsabgabe Hinweis auf RGBl 1940 I ©. 1077, 
RStBl 1940 S. 729 und auf RGBl I S. 1094, RStBl 1940 S. 737. 

Aus ſtatiſtiſchen Gründen iſt es künftig beſonders kenntlich 
zu machen, ob Kinderermäßigungen für minderjährige 
Kinder oder für minderjährige andere Angehörige ein⸗ 
getragen werden. Zu dieſem Zweck iſt die Kinderermäßigung für 
minderjährige Kinder künftig hinter der Zahlenangabe mit dem 
Buchſtaben „K“, die Kinderermäßigung für minderjährige andere 
Angehörige hinter der Zahlenangabe mit dem Buchſtaben „A“ zu 
verſehen. Auch bei der Ergänzung der Lohnſteuerkarte iſt immer 
zwiſchen minderjährigen Kindern, minderjährigen anderen An⸗ 
gehörigen, volljährigen Kindern und volljährigen anderen An⸗ 
gehörigen zu unterſcheiden. 

Es ſind in dem Erlaß auch die erforderlichen Anordnungen 
getroffen, die ſich für die Wehrſteuer aus den ſogenannten 
Kriegsmuſterungsentſcheidungen ergeben. Seit Aus⸗ 
bruch des Kriegs werden von den Wehrmachtſtellen Muſterungs⸗ 


entſcheidungen getroffen, die von den Muſterungsentſcheidungen 
abweichen, die im § 2 der Erſten Wehr St DV und im $ 1 der 
Zweiten Wehr StD bezeichnet ſind (Kriegsmuſterungsentſchei⸗ 
dungen). Solche Kriegsmuſterungsentſcheidungen führen nur 
dann zur Wehrſteuerpflicht, wenn fie wie folgt lauten: 
go Heimat — garniſonverwendungsfähig in der Heimat — 
Erſatzreſerve II. 
av (av Heimat, av Feld) — arbeitsverwendungsfähig — Exſatz⸗ 
reſerve II, 
abu — arbeitsverwendungsunfähig — 
kriegsunbrauchbar. 
Andere Kriegsmuſterungsentſcheidungen und ſolche Muſte⸗ 
rungsentſcheidungen, die im § 2 der Erſten Wehr StVO und im 
§ 1 der Zweiten Wehr StDdVoO nicht bezeichnet find, führen 
nicht zur Wehrſteuerpflicht. 
Die Belehrungen des Arbeitnehmers über ſeine Pflichten 
und Rechte in Zuſammenhang mit der Lohnſteuerkarte 1941 ſind 
beſonders eingehend und ſorgfältig ausgeſtaltet worden. Oe. 


Einführung weiterer Derjchriften des EinfGReal5tG in der 
Oftmark und in den fudetendeutjchen Gebieten 


Das Grundſteuerrecht des Altreichs iſt durch Verord⸗ 
nung vom 13. März 1940 (RGBl 1 S. 571, NEVIS. 370) in der 
Oſtmark und in den ſudetendeutſchen Gebieten ein⸗ 
geführt worden.“) Nunmehr find auch die mit der Grundſteuer in 
Zuſammenhang ſtehenden gemeindeabgaben rechtlichen 
Vorſchriften des Einführungsgeſetzes zu den Real⸗ 
ſteuergeſetzen (EinfcReal St) vom 1. Dezember 1936 
(RGSBl I S. 961) zum 1. April 1941 — in Jungholz und Mittel⸗ 
berg zum 1. April 1940 — in Kraft geſetzt worden, und zwar 


a) in den Reichsgauen der Oſtmark und in den Gemeinden 
Jungholz und Mittelberg: durch die Vierund⸗ 
zwanzigſte Verordnung vom 31. Juli 1940 (RGBI I 
S. 1090), 

b) im Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen 
Gebietsteilen: durch die Dreiundzwanzigſte Verordnung vom 
20. Auguſt 1940 (RG Bl I S. 1202). 


Zur Erleichterung der Einführung des Grundſteuerrechts in 
den Gemeinden beſtimmen beide Verordnungen, daß die Hebe⸗ 
ſätze für die Grundſteuer 1941 nicht in den Haushaltſatzungen 
der Gemeinden feſtzuſetzen find (§ 88 Ziffer 2 der Deutſchen Ge⸗ 
meindeordnung), ſondern bereits vor Erlaß der Haushaltſatzung 
vorläufig feſtgeſetzt werden können. Die Hebeſätze für 1941 können 
auch nicht nur einmal innerhalb der drei erſten Vierteljahre des 
Rechnungsjahres, wie § 2 Einf&RealSt& vorſchreibt, ſondern 
beliebig oft im Laufe des ganzen Rechnungsjahrs geändert werden. 

Die bisherigen Vereinbarungen mit Steuerpflichtigen über 
die Höhe der Grund- und Gebäudeſteuer leinſchließlich der Zu⸗ 
ſchläge) gelten nicht für die auf anderer Grundlage aufgebaute 
Grundſteuer. 

Um eine übermäßige Anſpannung der Grundſteuer in den 
Gemeinden zu verhindern, iſt in den Verordnungen eine Be⸗ 
grenzung der Grundſteuerhebeſätze für 1941 vorgeſchrieben. 
Die Hebeſätze ſollen höchſtens ſo bemeſſen werden, daß dasſelbe 
Aufkommen zu erwarten iſt, das erzielt worden wäre, wenn die 
bisher ſteuerberechtigten Gebietskörperſchaften ihre Steuern weiter 
erhoben hätten. Für die Befolgung dieſer Vorſchrift tragen die 
Gemeinden und die Aufſichtsbehörden die Verantwortung. Da⸗ 
gegen kann der Steuerpflichtige den Grundſteuerbeſcheid nicht mit 
der Begründung anfechten, bei Feſtſetzung des Hebeſatzes ſei die 
vorgeſchriebene Begrenzung nicht innegehalten. 

In Kraft geſetzt iſt auch $ 17b des Finanzausgleichsgeſetzes 
in der Faſſung des $ 27 Ziffer 3 Einf&RealSt®. Er verbietet den 
Gemeinden die Erhebung (auch die Neueinführung) von Sonder⸗ 
ſteuern auf Wohnungen (Wohnraum) und Mieten (Hinweis auf 
8 3 der Verordnung vom 13. März 1940, RGB I S. 571). 

Beim Gewerbeſteuerausgleich, der bereits im Rech⸗ 
nungsjahr 1939 durchgeführt worden iſt, ſind wegen der Kriegs⸗ 
verhältniſſe die allgemeinen Friſten für die verſchiedenen An⸗ 
meldungen und Erklärungen auch für das Rechnungsjahr 1940 
binausgeſchoben worden. 

8 14 der Oſtmark⸗Verordnung gemäß fließt das Auf⸗ 
kommen an den Landeszuſchlägen und Gemeindezuſchlägen zu den 
Immobiliargebühren ab 1. Mai 1940 nicht mehr den Gauen und 
den Gemeinden der Oſtmark, ſondern dem Reich zu. Die Vor⸗ 
ſchrift, die der Vereinfachung dient, hat nur für eine Ubergangs⸗ 
zeit Bedeutung. Das Immobiliargebührenrecht iſt ab 1. Mai 1940 
durch das Reichs⸗Grunderwerbſteuergeſetz vom 29. März 1940 
(RG Bl I S. 585) erſetzt worden. Lo. 


*) Hinweis auf den Aufſatz in der DEZ 1940 S. 222. 
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